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I

(Mitteilungen)

KOMMISSION

Euro-Wechselkurs (1)

15. April 2005

(2005/C 92/01)

1 Euro =

Währung Kurs

USD US-Dollar 1,2868

JPY Japanischer Yen 139,08

DKK Dänische Krone 7,4531

GBP Pfund Sterling 0,68200

SEK Schwedische Krone 9,1785

CHF Schweizer Franken 1,5532

ISK Isländische Krone 80,97

NOK Norwegische Krone 8,2320

BGN Bulgarischer Lew 1,9559

CYP Zypern-Pfund 0,5828

CZK Tschechische Krone 30,096

EEK Estnische Krone 15,6466

HUF Ungarischer Forint 247,75

LTL Litauischer Litas 3,4528

LVL Lettischer Lat 0,6959

MTL Maltesische Lira 0,4296

PLN Polnischer Zloty 4,1425

ROL Rumänischer Leu 36 248

Währung Kurs

SIT Slowenischer Tolar 239,67

SKK Slowakische Krone 39,246

TRY Türkische Lira 1,7776

AUD Australischer Dollar 1,6717

CAD Kanadischer Dollar 1,6000

HKD Hongkong-Dollar 10,0354

NZD Neuseeländischer Dollar 1,7994

SGD Singapur-Dollar 2,1340

KRW Südkoreanischer Won 1 315,75

ZAR Südafrikanischer Rand 8,1191

CNY Chinesischer Renminbi
Yuan

10,6502

HRK Kroatische Kuna 7,3800

IDR Indonesische Rupiah 12 272,21

MYR Malaysischer Ringgit 4,890

PHP Philippinischer Peso 70,291

RUB Russischer Rubel 35,8650

THB Thailändischer Baht 51,075
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Merkblatt über Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen sowie Vorausfestsetzungsbescheinigungen für land-
wirtschaftliche Erzeugnisse

(Dieses Merkblatt ersetzt dasjenige, das im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 190 vom 10. August
2002, S. 2, veröffentlicht ist)

(2005/C 92/02)

I. Allgemeine Bemerkungen

1. Die Lizenzen, Teillizenzen und Vorausfestsetzungsbeschei-
nigungen, im Folgenden „Lizenzen“ genannt, werden durch
die zuständigen Stellen jedes Mitgliedstaats ausgestellt.
Abgesehen von bestimmten in den Rechtsvorschriften der
Gemeinschaft vorgesehenen Sonderfällen gelten sie für
Einfuhren und Ausfuhren in jedem Mitgliedstaat.

2. Gemäß Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EWG,
Euratom) Nr. 1182/71 (ABl. L 124 vom 8.6.1971, S. 1)
gelten Feiertage, Sonntage und Samstage für die Beantra-
gung und Erteilung von Lizenzen nicht als Arbeitstage.

3. Der Antragsteller füllt nur das Feld 4 sowie die Felder 7 bis
9, 11, 14 bis 18 und 20 des Formblatts aus. Die Mitglied-
staaten können jedoch vorschreiben, dass der Antragsteller
auch das Feld 1 und gegebenenfalls das Feld 5 ausfüllt.

4. Das Formblatt muss in gedruckten Buchstaben in einer der
Amtssprachen der Gemeinschaft ausgefüllt werden, die von
der zuständigen Behörde des Erteilungsmitgliedstaats
bestimmt oder zugelassen wird. Die Lizenz darf nur in
einer Sprache ausgestellt werden. Die Mitgliedstaaten
können jedoch zulassen, dass die Anträge ausnahmsweise
handschriftlich mit Tinte oder Kugelschreiber in Groß-
buchstaben ausgefüllt werden.

5. In den Lizenzanträgen und Lizenzen darf nicht radiert oder
übermalt werden. Unterlaufen beim Ausfüllen des Form-
blattes Schreibfehler, so ist ein neues Formblatt auszu-
füllen.

6. Geldbeträge sind in Zahlen in Euro anzugeben; die
Mitgliedstaaten, die nicht zum Euro-Währungsgebiet
gehören, können die Beträge jedoch in Landeswährung
angeben.

7. Die Mengen werden angegeben:

— in metrischen Gewichts- oder Raummaßen anhand
folgender Abkürzungen:

— t für Tonne,

— kg für Kilogramm,

— hl für Hektoliter,

— gegebenenfalls in Stück für lebende Tiere.

8. Reicht der Platz in den Feldern 7 oder 8 des Formblatts für
die Einfuhr bzw. Feld 7 des Formblatts für die Ausfuhr
nicht aus, um die in der Gemeinschaftsregelung vorgese-
hene Angabe einzutragen, so wird diese Angabe voll-
ständig in Feld 20 eingetragen und ihr ein Sternchen
vorangestellt, das demjenigen in Feld 7 oder 8 entspricht.

Reicht der Platz in Feld 20 nicht aus, um die Angabe
einzutragen, so wird diese Angabe vollständig in Feld 15
eingetragen und ihr ein Sternchen vorangestellt, das demje-
nigen in Feld 7 oder 8 entspricht.

9. In den Feldern 7, 8 und 9 des Formblatts ist das jeweils
zutreffende Kästchen vor dem Wort „ja“ oder „nein“ anzu-
kreuzen.

10. — In den in Artikel 2 Buchstabe a und Artikel 6 der
Verordnung (EG) Nr. 1291/2000 genannten Fällen ist
keine Einfuhrlizenz vorzulegen.

— In den in Artikel 2 Buchstabe b und in Artikel 7
Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1291/2000
genannten Fällen ist keine Ausfuhrlizenz vorzulegen.

— In den in Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1291/2000 genannten Fällen ist, wenn keine
Einfuhr oder Ausfuhr im Rahmen eines Präferenzver-
fahrens stattfindet, dessen Vorteil unter Verwendung
einer Lizenz gewährt wird, keine Lizenz vorzulegen,
ausgenommen im Fall der Ausfuhrlizenzen mit Voraus-
festsetzung der Erstattung für Milcherzeugnisse für
Lieferungen an die Streitkräfte gemäß Artikel 2 der
Verordnung (EG) Nr. 174/1999 in der Fassung der
Verordnung (EG) Nr. 2357/2000.

11. Beispiel für die Anwendung von Artikel 17 Absatz 4 der
Verordnung (EG) Nr. 1291/2000:

13 Uhr in der Verordnung entspricht 13 Uhr belgischer
Zeit.

Mitgliedstaat Ortszeit (Winter und Sommer)

Bundesrepublik Deutsch-
land

13 Uhr

Belgien

Tschechische Republik

Dänemark

Spanien

Frankreich

Ungarn

Italien

Luxemburg

Malta

Niederlande

Polen

Österreich

Schweden

Slowenien

Slowakei

9
>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>=

>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>>;
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Mitgliedstaat Ortszeit (Winter und Sommer)

Irland
12 Uhr (= 13 Uhr, belgische
Zeit)Portugal

Vereinigtes Königreich

9
>>=

>>;

Zypern

14 Uhr (= 13 Uhr, belgische
Zeit)

Griechenland

Finnland

Estland

Lettland

Litauen

9
>>>>>>>>>>=

>>>>>>>>>>;

II. Formblätter für die Einfuhr

Feld 7

Als Versendungsland ist das Drittland anzugeben, von dem aus
das Erzeugnis in die Gemeinschaft versandt worden ist.

1. Die Angabe des Versendungslandes oder der Gruppe der
Versendungsländer ist erforderlich in den Fällen, in denen
sie durch die Gemeinschaftsregelung vorgeschrieben ist.

2. Schreibt die Gemeinschaftsregelung die Angabe der
Herkunft vor, so ist das Kästchen vor dem Wort „ja“ anzu-
kreuzen und muss das Versendungsland mit den Angaben in
der Lizenz übereinstimmen; andernfalls ist die Einfuhr mit
dieser Lizenz nicht möglich.

3. In den anderen Fällen ist die Angabe des Versendungslandes
freigestellt. Sie kann jedoch im Hinblick auf die Anwendung
von Artikel 40 der Verordnung (EG) Nr. 1291/2000 über
Fälle höherer Gewalt nützlich sein.

Feld 8

— Das Ursprungsland bestimmt sich nach den dafür geltenden
Gemeinschaftsvorschriften.

— Die Bemerkungen zu Feld 7 gelten sinngemäß.

Feld 14

Die Erzeugnisse sind nach dem Sprachgebrauch oder nach der
Handelsbezeichnung, z.B. Zucker, jedoch nicht mit der Marken-
bezeichnung anzugeben.

Felder 15 und 16

In der Regel wird die Lizenz für sämtliche Erzeugnisse einer
Unterposition der Kombinierten Nomenklatur beantragt und
erteilt. Die Lizenz kann jedoch in bestimmten in der Gemein-
schaftsregelung vorgesehenen Sonderfällen

— entweder für die Erzeugnisse, die unter mehrere Unterposi-
tionen der Kombinierten Nomenklatur fallen,

— oder lediglich für einen Teil der Erzeugnisse, die unter eine
Unterposition der Kombinierten Nomenklatur fallen, bean-
tragt und erteilt werden.

Reicht der Platz in Feld 16 nicht aus, um mehrere Unterposi-
tionen der Kombinierten Nomenklatur aufzunehmen, so
werden alle Unterpositionen in Feld 15 eingetragen und ihnen
ein Sternchen vorangestellt, das demjenigen in Feld 16
entspricht.

Feld 15

— Die Bezeichnung kann vereinfacht angegeben werden,
sofern sie die notwendigen Angaben für die Einreihung des
Erzeugnisses in den in Feld 16 angegebenen Code der
Kombinierten Nomenklatur enthält.

— Bei Weinbauerzeugnissen muss die Bezeichnung auch die
Farbe des Weines oder Mostes umfassen: weiß, rot oder
rosé.

Feld 16

Hier ist der vollständige Code der Unterposition der Kombi-
nierten Nomenklatur anzugeben.

Jedoch können in bestimmten in der Gemeinschaftsregelung
vorgesehenen Sonderfällen

— die vollständigen Codes der Unterpositionen der Kombi-
nierte Nomenklatur oder der vollständige Code einer Unter-
position der Kombinierten Nomenklatur mit einem voran-
gestellten „ex“

oder

— die Codes in der durch die Gemeinschaftsvorschriften
vorgegebenen Weise angegeben werden.

Feld 19

1. Dieses Feld ist entsprechend der Gemeinschaftsregelung über
den für das entsprechende Erzeugnis zulässigen Toleranz-
wert auszufüllen.

2. Bei Einfuhrlizenzen, für die kein eine größere Menge betref-
fender Toleranzwert gilt, ist in Feld 19 die Zahl 0 (Null)
einzusetzen.

Feld 20

Dieses Feld ist gemäß den besonderen Vorschriften für die
einzelnen Sektoren der gemeinsamen Marktorganisation auszu-
füllen.

Beispiel: „Hochwertiges Rindfleisch — Verordnung (EG)
Nr. 936/97“.

III. Formblätter für die Ausfuhr

Feld 7

1. Die Angabe des Bestimmungslandes oder der Gruppe von
Bestimmungsländern ist erforderlich in den Fällen, in denen
sie durch die Gemeinschaftsregelung vorgeschrieben ist.

2. Bei Ausfuhrlizenzen mit Vorausfestsetzung der Erstattung ist
in diesem Feld das Bestimmungsland oder gegebenenfalls
das Bestimmungsgebiet anzugeben.

Das Bestimmungsland oder das Bestimmungsgebiet werden
durch diese Angabe nicht bindend.
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3. Schreibt die Gemeinschaftsregelung die Angabe des Bestim-
mungslandes vor, so ist das Kästchen vor dem Wort „ja“
anzukreuzen und das Erzeugnis nach dem in der Lizenz
angegebenen Bestimmungsland zu versenden.

4. Bei Anwendung von Artikel 49 der Verordnung (EG)
Nr. 1291/2000 wird das Land oder die Bestimmung in
diesem Feld angegeben, und die Lizenz verpflichtet zur
Ausfuhr in dieses Land oder zu dieser Bestimmung.

5. In den anderen Fällen ist die Angabe des Landes oder der
Bestimmung freigestellt. Sie kann jedoch im Hinblick auf die
Anwendung von Artikel 40 der Verordnung (EG)
Nr. 1291/2000 über Fälle höherer Gewalt nützlich sein.

Felder 14, 15 und 16

1. Die hinsichtlich der Einfuhr zu den Feldern 14, 15 und 16
gemachten Bemerkungen gelten entsprechend. In den beson-
deren Fällen, in denen die gemeinschaftliche Regelung die
Möglichkeit vorsieht, mehrere Unterpositionen der Kombi-
nierten Nomenklatur anzugeben, wird hierdurch nicht die
Verpflichtung berührt, bei Erfüllung der Zollförmlichkeiten
bei der Ausfuhr das auszuführende Erzeugnis nach einer
einzigen Unterposition der für Erstattungen verwendeten
Nomenklatur anzumelden.

2. Bei Lizenzen mit Vorausfestsetzung der Erstattung ist, vorbe-
haltlich anders lautender Bestimmungen, der zwölfstellige
Erzeugnis-Code der für die Erstattungen verwendeten
Nomenklatur in Feld 16 anzugeben.

Bei den unter Artikel 14 der Verordnung (EG)
Nr. 1291/2000 fallenden Kategorien oder Erzeugnisgruppen
können jedoch die Erzeugniscodes, die zur selben Kategorie
oder Erzeugnisgruppe gehören, im Lizenzantrag und in der
Lizenz aufgeführt werden.

Feld 19

1. Dieses Feld ist entsprechend der Gemeinschaftsregelung über
den für das entsprechende Erzeugnis zulässigen Toleranz-
wert auszufüllen.

2. Bei Ausfuhrlizenzen, für die kein eine größere Menge betref-
fender Toleranzwert gilt, ist in Feld 19 die Zahl 0 (Null)
einzusetzen.

3. Gibt es bei einer Ausfuhrlizenz einen eine größere Menge
betreffenden Toleranzwert für das Ausfuhrrecht, jedoch
keinen solchen für den Erstattungsanspruch, so ist der die
größere Menge betreffende Toleranzwert für das Ausfuhr-
recht in Feld 19 anzugeben und der Vermerk, dass es keinen
eine größere Menge betreffenden Toleranzwert für den
Erstattungsanspruch gibt, in Feld 22 einzusetzen.

Feld 20

1. Dieses Feld ist entsprechend der besonderen Gemeinschafts-
regelung für jeden Sektor von Erzeugnissen auszufüllen.

2. Bei Anwendung von Artikel 49 der Verordnung (EG)
Nr. 1291/2000 ist eine der nachstehenden Angaben zu
machen:

(a) „Fecha límite para la presentación de las ofertas . . .“,

„La licitación procede de . . . (nombre del organismo)“;

(b) „Konečný termín pro podání nabídek . . .“,

„Oznámení o nabídkovém řízení vydané . . . (název
orgánu)“;

(c) „Frist for indgivelse af tilbud . . .“,

„Licitation fra . . . (institutionens navn)“;

(d) „Frist zur Angebotsabgabe . . .“,

„Ausschreibung vom . . . (Bezeichnung der Stelle)“;

(e) „Προθεσµία υποβολής των προσφορών . . .“,

„Η δηµοπρασία προέρχεται από . . . (όνοµα του οργα-
νισµού)“;

(f) „Pakkumiste esitamise tähtaeg . . .“,

„Enampakkumise kutse väljastas . . . (asutuse nimi)“;

(g) „Closing date for the submission of tenders . . .“,

„The invitation to tender is issued by . . . (name of
agency)“;

(h) „Date limite du dépôt des offres . . .“,

„L'adjudication émane de . . . (nom de l'organisme)“;

(i) „Data limite per il deposito delle offerte . . .“,

„Gara indetta da . . . (denominazione dell'organismo)“;

(l) „Pēdējais termiņš piedāvājumu iesniegšanai . . .“,

„Konkursu izsludina . . . (organizācijas nosaukums)“;

(m) „Galutinė paraiškų pateikimo data . . .“,

„Konkursą skelbia . . . (institucijos pavadinimas)“;

(n) „Ajánlattételi határidő: . . .“

„A pályázatot a(z) . . . (ügynökség neve) bonyolítja.“

(o) (MT)

(p) „Indieningstermijn aanbiedingen eindigt op . . .“,

„Openbare inschrijving van . . . (naam instanties)“;

(q) „Ostateczny termin składania ofert . . .“,

„Procedura przetargowa jest prowadzona przez: . . .
(nazwa jednostki)“

(r) „Date limite para a apresentaçao das propostas . . .“,

„O concurso emana de . . . (nome do organismo)“;

(s) „Konečný termín predloženia ponúk . . .“,

„Oznámenie o výberovom konaní vydané . . . (názov
orgánu)“;

(t) „Datum oddaje ponudb . . .“,

„Javni razpis objavi . . . (ime organa)“;

(u) „Sista dag för inlämnande av anbud …“,

„Anbudsinfordran utfärdas av … (organets namn)“;

(v) „Tarjousten viimeinen jättöpäivä …“,

„Tarjouskilpailun on julistanut … (toimielimen nimi)“.
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Verzeichnis der Stellen, die von den Mitgliedstaaten mit der Zuteilung von aus dem Markt genom-
menem frischem Obst und Gemüse beauftragt werden, das für die Verwendung zur Tierfütterung,

zur Distillation oder zu Nichtnahrungszwecken bestimmt ist

(2005/C 92/03)

Die Veröffentlichung dieses Verzeichnisses erfolgt aufgrund von Artikel 18 Absatz 3 der Verordnung (EG)
Nr. 103/2004 (ABl. L 16 vom 23.1.2004, S. 3)

Telefon Fax E-Mail

ÖSTERREICH +43 1 33 151 241 +43 1 33 151 4624 obst-gemuese@ama.gv.at

Agrarmarkt Austria
Geschäftsbereich I
Dresdner Straße 70
A-1200 Wien

BELGIEN +32 2/287 24 71 +32 2/730 25 33

Bureau d'intervention et de restitution belge
(BIRB)
Rue de Trèves 82
B-1040 Brussel

ZYPERN +357-22-557777 +357-22-557755 commissioner@capo.gov.cy

Cyprus Agricultural Payments Organisation
(CAPO)
20 Michael Koutsofta
2000 Nicosia

RÉPUBLIQUE TCHÈQUE +420-222-871456 +420-296-806400

Státní zemědělský intervenční fond
Ve Smečkách 33
110 00 Praha 1

DÄNEMARK +45 33 95 80 00 +45 33 95 80 34 landbrugsstotte@dffe.dk

Direktoratet for FødevareErhverv
Landbrugsstøttekontoret
Nyropsgade 30
DK-1780 København V

DEUTSCHLAND

Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernäh-
rung
Referat 322

Ab Juni 2005:

Deichmannsaue 29
D-53179 Bonn

+49-228-68450

Bis Mai 2005:

Adickesallee 40
D-60322 Frankfurt am Main

+49-69-15640 +49-69-1564444
+49-69-1564445
+49-69-1564446

ESTLAND +372-7371200 +372-7371201

Põllumajanduse Registrite ja Informatsiooni
Amet (PRIA)
(Estonian Agricultural Registers and Informa-
tion Board, ARIB)
Narva mnt 3
Tartu 51009
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Telefon Fax E-Mail

GRIECHENLAND +30-2102124845
+30-2102124835

+30-2108671111 ax17u079@minagric.gr
ax17u078@minagric.gr

OPEKEPE
Acharnon 5
Athinai

SPANIEN +34-913474765 +34-913474838 sgintervencion@fega.mapya.es

Fondo Español de Garantía Agraria (FEGA)
Subdirección General de Intervención de
Mercados y Gestión de la Tasa Suplementaria
de la Cuota Láctea
Calle Almagro, 33
E-28010 Madrid

FINNLAND +358-9-16001 +358-9-16052778 iy@mmm.fi

Ministry of Agriculture and Forestry
Intervention Unit
PO Box 30
FIN-00023 GOVERNMENT

FRANKREICH +33-1-44253659 +33-1-45543169

Office National Interprofessionnel des Fruits et
Légumes et de l'Horticulture (ONIFLHOR)
164, rue de Javel
F-75739 Paris

UNGARN

Agricultural and Rural Development Agency
PO Box 867
H-1385 Budapest

IRLAND +353-1-5053300 +353-1-5053565

Department of Agriculture, Food and Forestry
Agriculture House
Kildare Street
Dublin 2
Ireland

ITALIEN +39-06-49499532 +39-06-49499780

Agenzia per le Erogazioni in Agricoltura
(AGEA)
Via Antonio Balandra, 18
I-00187 Roma

LITAUEN +370-5-2644873 +370-5-2685061

Lietuvos emės ūkio ir maisto produktų rinkos
reguliavno agentūra
L. Stuokos-Gucevičiaus g. 9
LT-2001 Vilnius

LUXEMBURG +352-457172 203 +352-457172 341

Administration des services techniques de
l'agriculture (ASTA)
16, rue d'Esch, Boîte postale 1904
L-1019 Luxembourg

LETTLAND +371-7285679

Lauku atbalsta dienests (Rural Support Service)
Intervences departaments
Dzirnavu iela 87/89
LV-1011 Riga
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Telefon Fax E-Mail

MALTA +356-25904-173 +356-25904-221 Payingagency.mrae@gov.mt

Paying Agency
Ministry for Rural Affairs and the Environment
Agriculture Research and Development Centre
Ghammieri
Marsa CMR 02
Malta

NIEDERLANDE +31-79-3470707 +31-79-3470404 medebewind@tuinbouw.nl

Productschap Tuinbouw
Postbus 280
2700 AG Zoetermeer
Nederland

POLEN +48-22-6617203 +48-22-6289353

Agencja Rynku Rolnego
ul. Nowy Świat 6/12
PL-00-400 Warszawa

PORTUGAL +351-7518877 +351-7518612

Instituto Nacional de Garantia Agraria (INGA)
Rue C. Castelo Branco, 45
P-1000 Lisboa

SCHWEDEN +46-36-155000 +46-36-719511

Jordbruksverket
Interventionsenheten
Vallgatan 8
S-551 82 Jönköping

SLOWENIEN +385-1-4789352 +385-1-4789200

Agencija RS za kmetijske trge in razvoj pode-
želja
Dunajska 160
1000 Ljubljana

SLOWAKEI +421 2 59266 111 +421 2 5296 5033

Agricultural paying agency
Dobrovičova 12
815 26 Bratislava 1

VEREINIGTES KÖNIGREICH +44-191-2265066 +44-207-2381040

Department for Environment, Food and Rural
Affairs (Defra)
30/34 Albert Embankment
London SE1 7TL
United Kingdom

Rural Payment Agency
Alverton Court, Crosby Road
Northallerton DL6 1AD
United Kingdom

+44-1609-773751 +44-1609-761332 Fruit&veg.northallerton@rpa.gsi.gov.uk
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Öffentliche Präsentation der vorläufigen Ergebnisse der Wirtschaftszweig-Untersuchung über
Mobilfunkdienste der dritten Generation (3G)

(2005/C 92/04)

(Text von Bedeutung für den EWR)

Die Europäische Kommission hat eine Wirtschaftszweig-Untersuchung gemäß Artikel 17 der Verordnung
1/2003 des Rates betreffend den Verkauf von Sportrechten an Anbieter von Mobilfunkdiensten der dritten
Generation (3G) zusammen mit der EFTA Überwachungsbehörde durchgeführt. Eine öffentliche Präsenta-
tion der vorläufigen Ergebnisse dieser Untersuchung wird am 27. Mai 2005 in Brüssel stattfinden, bei der
auch die Möglichkeit für Kommentare besteht. Interesse an einer Teilnahme an dieser öffentlichen Präsenta-
tion sollte bis 16. Mai 2005 per E-mail an comp-sector-inquiry-3g@cec.eu.int bekannt gegeben werden.

Weitere Informationen sind auf der Homepage der GD Wettbewerb:

http://europa.eu.int/comm/competition/antitrust/others/sector_inquiries/new_media/3g/

abrufbar.
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Genehmigung staatlicher Beihilfen gemäß den Artikeln 87 und 88 des EG-Vertrags

Vorhaben, gegen die von der Kommission keine Einwände erhoben werden

(2005/C 92/05)

(Text von Bedeutung für den EWR)

Datum der Annahme des Beschlusses: 11. Juni 2004

Mitgliedstaat: Italien

Beihilfe Nr.: N 34/2004

Titel: Aufstockung der Haushaltsmittel für die genehmigte
Beihilferegelung Nr. N 502/2000 — Beihilfen zur Förderung
von Investitionen im Bereich des Schiffbaus und der Schifffahrt
im Jahr 2000

Zielsetzung: Förderung von Investitionen im Bereich des
Schiffbaus und der Schifffahrt

Rechtsgrundlage: Beihilferegelung Nr. N 502/2000 „Beihilfen
zur Förderung von Investitionen im Bereich des Schiffbaus und
der Schifffahrt im Jahr 2000“;

Art. 4 della Legge 24. Dezember 2003, n. 350 — Legge Finan-
ziaria 2004 — recante il rifinanziamento degli interventi di cui
all'articolo 3 della Legge 16. März 2001, n. 88

Haushaltsmittel: Die Haushaltsmittel werden über einen Zeit-
raum von drei Jahren um jährlich je 10 Mio. EUR erhöht

Beihilfeintensität oder -höhe: 2,225 %

Laufzeit: Die Mittelaufstockung betrifft die Jahre 2004, 2005
und 2006

Die rechtsverbindliche(n) Sprachfassung(en) des Beschlusses,
aus der/denen alle vertraulichen Angaben gestrichen wurden,
finden Sie unter folgender Internet-Adresse:

http://europa.eu.int/comm/secretariat_general/sgb/state_aids/

Datum der Annahme des Beschlusses: 8. September 2004

Mitgliedstaat: Vereinigtes Königreich

Beihilfe Nr.: N 45/2003

Titel: Staatliche Bürgschaft für Partnerships UK Finance Ltd

Zielsetzung: Partnerschaften zwischen der öffentlichen Hand
und Privatunternehmen

Haushaltsmittel: Staatliche Bürgschaft für einen Kredit von
50 Mio. GBP

Beihilfeintensität oder -höhe: Die Maßnahme stellt keine
staatliche Beihilfe dar

Laufzeit: 6 Jahre

Die rechtsverbindliche Sprachfassung des Beschlusses, aus der
alle vertraulichen Angaben gestrichen wurden, finden Sie unter
folgender Internet-Adresse:

http://europa.eu.int/comm/secretariat_general/sgb/state_aids/

Datum der Annahme des Beschlusses: 26. Januar 2005

Mitgliedstaat: Spanien

Beihilfe Nr.: N 128/2004

Titel: Verlängerung der Betriebsbeihilferegelung gemäß Artikel
27 des Gesetzes Nr. 19/1994 (N 144/A/1996) über die Wirt-
schafts- und Steuerregelung für die Kanarischen Inseln

Zielsetzung: Ausgleich der Mehrkosten infolge der äußersten
Randlage

Rechtsgrundlage: Artículo 27 de la Ley 19/94, Régimen
Económico y Fiscal de Canarias

Haushaltsmittel: Die von den spanischen Behörden durch die
Anwendung der Beihilferegelung erwarteten Steuerminderein-
nahmen belaufen sich auf jährlich 68 515 380 EUR

Beihilfehöhe: Variabel

Laufzeit: Bis zum 31. Dezember 2006

Andere Angaben: Verpflichtung zur Vorlage eines Jahresbe-
richts gemäß Artikel 21 der Verordnung (EG) Nr. 659/1999
des Rates vom 22. März 1999

Die rechtsverbindliche(n) Sprachfassung(en) des Beschlusses,
aus der/denen alle vertraulichen Angaben gestrichen wurden,
finden Sie unter folgender Internet-Adresse:

http://europa.eu.int/comm/secretariat_general/sgb/state_aids/

Datum der Annahme des Beschlusses: 19. Mai 2004

Mitgliedstaat: Frankreich

Beihilfe Nr.: N 138/2004

Titel: Verlängerung der befristeten Schutzmaßnahmen für Flüs-
siggastanker (LNG-Tanker)

16.4.2005 C 92/9Amtsblatt der Europäischen UnionDE



Zielsetzung: Betriebsbeihilfen für die Werftindustrie

Rechtsgrundlage: Anwendung der Verordnung (EG)
Nr. 502/2004 des Rates zur Änderung der Verordnung (EG)
Nr. 1177/2002 des Rates

Beihilfeintensität oder -höhe: Höchstens 6 % des Auftrags-
werts

Laufzeit: Bis zum 31. März 2005

Den von vertraulichen Angaben bereinigten Text der Entschei-
dung in der/den verbindlichen Sprachen finden Sie unter der
Adresse:

http://europa.eu.int/comm/secretariat_general/sgb/state_aids/

Datum der Annahme des Beschlusses: 8. September 2004

Mitgliedstaat: Schweden

Beihilfe Nr.: N 203/2004

Titel: Volvo —Regelung für Regionalbeihilfen im Verkehrs-
sektor — Ausweitung auf LKW-Enderzeugnis

Zielsetzung: Gewährung einer regionalen Beihilfe im
Verkehrssektor für die Beförderung fertiger LKW-Fahrerka-
binen, die im Volvo-Werk in Umeå produziert wurden

Rechtsgrundlage: Förordningen om regionalt transportstöd

Höhe der Beihilfe: 2,2 Mio. EUR bis 2,7 Mio. EUR pro Jahr.

Laufzeit: 2003-2006

Den von vertraulichen Angaben bereinigten Text der Entschei-
dung in der/den verbindlichen Sprachen finden Sie unter der
Adresse:

http://europa.eu.int/comm/secretariat_general/sgb/state_aids/

Datum der Annahme des Beschlusses: 14. Juli 2004

Mitgliedstaat: Niederlande

Beihilfe Nr.: N 242/2004

Titel: Verlängerung befristeter Schutzmaßnahmen für den
Schiffbau

Zielsetzung: Betriebsbeihilfe in der Schiffbaubranche

Rechtsgrundlage: Art. 3 Kaderwet EZ Subsidies

Beihilfeintensität: Bis zu 6 % des Auftragswerts, Haushalts-
mittel von 50 Mio. EUR.

Laufzeit: Bis 31. März 2005

Den von vertraulichen Angaben bereinigten Text der Entschei-
dung in der/den verbindlichen Sprachen finden Sie unter der
Adresse:

http://europa.eu.int/comm/secretariat_general/sgb/state_aids/

Datum der Annahme des Beschlusses: 2. April 2004

Mitgliedstaat: Portugal

Beihilfe Nr.: N 459/03

Titel: Gewerbegebiete

Zielsetzung: Förderung der regionalen Entwicklung

Rechtsgrundlage: Portaria

Haushaltsmittel: 61 Mio. EUR

Beihilfeintensität: Variabel

Laufzeit: Bis zum 31. Dezember 2006

Den von vertraulichen Angaben bereinigten Text der Entschei-
dung in der/den verbindlichen Sprachen finden Sie unter der
Adresse:

http://europa.eu.int/comm/secretariat_general/sgb/state_aids/

Datum der Annahme des Beschlusses: 13. Mai 2004

Mitgliedstaat: Deutschland

Beihilfe Nr.: N 519/2003
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Titel: Richtlinie des Landes Sachsen-Anhalt über die Gewäh-
rung von Zuwendungen für innovative, technologieorientierte
Verbundprojekte auf dem Gebiet der Zukunftstechnologien

Zielsetzung: Förderung FuE-Verbundprojekten

Rechtsgrundlage: Landeshaushaltsordnung (Verwaltungsvor-
schriften zu § 44 der Landeshaushaltsordnung) und Mittel-
stands-förderungsgesetz vom 27. Juni 2001 (GVBl. LSA, S. 230)

Haushaltsmittel: 4 Mio. EUR pro Haushaltsjahr

Beihilfeintensität oder -höhe: Fördersätze im Einklang mit
dem „Gemeinschafts-rahmen für staatliche Forschungs- und
Entwicklungsbeihilfen“

Laufzeit: 31. Dezember 2007

Die rechtsverbindliche(n) Sprachfassung(en) des Beschlusses,
aus der/denen alle vertraulichen Angaben gestrichen wurden,
finden Sie unter folgender Internet-Adresse:

http://europa.eu.int/comm/secretariat_general/sgb/state_aids/

Datum der Annahme des Beschlusses: 16. März 2004

Mitgliedstaat: Niederlande

Beihilfe Nr.: N 521/2003

Titel: Schiffbau — Entwicklungshilfe für Jamaica

Zielsetzung: Unterstützung für die Lieferung von drei
Patrouillenschiffen, die das jamaikanische Finanzministerium
für die Küstenwache des Landes („Coast Guard of Jamaica“)
bestellt hat. Die Patrouillenboote sollen bei der Bekämpfung des
organisierten Verbrechens und insbesondere des Drogen-
schmuggels helfen; erhöhte Sicherheitsvorkehrungen sollen das
Land für Touristen attraktiver machen und es sollen die illegale
Fischerei bekämpft, Ölverschmutzungen aufgedeckt und
Rettungsaktionen durchgeführt werden.

Rechtsgrundlage: Programa de auxílios ao financiamento
baseado em condições ORET/Miliev

Beihilfeintensität oder -höhe: 35 %

Den von vertraulichen Angaben bereinigten Text der Entschei-
dung in der/den verbindlichen Sprachen finden Sie unter der
Adresse:

http://europa.eu.int/comm/secretariat_general/sgb/state_aids/

Datum der Annahme des Beschlusses: 7. Mai 2004

Mitgliedstaat: Dänemark

Beihilfe Nr.: N 637/03

Titel: Beihilfen zur Eingliederung von Arbeitnehmern

Zielsetzung: Förderung der Beschäftigung durch Erleichterung
des Zugangs neu zugezogener Ausländer zum Arbeitsmarkt

Rechtsgrundlage: Integrationsloven, der blev vedtaget af
Folketinget den 26. juni 1998 og trådte i kraft den 1. januar
1999

Lov nr. 425 af 10. juni 2003. Endvidere vedlægges L 174
(forslag til lov om ændring af integrationsloven of udlændinge-
loven)

— § 23 c

— § 23 d

— § 24 a, stk. 2

Haushaltsmittel: 5,8 bzw. 2 Mio. DKR pro Jahr für Lohnko-
stenzuschüsse und Patenschaften (Beträge geschätzt, da die
Regelung keine Obergrenze für die Anzahl der ausländischen
Arbeitnehmer vorsieht, die mit Lohnkostenzuschuss beschäftigt
werden oder die in den Genuss einer Patenschaft gelangen
können)

Beihilfeintensität oder -höhe: Höchstens 29,1 % der Lohn-
kosten

Laufzeit: 30. Juni 2007

Andere Angaben: Vorlage von Jahresberichten gemäß Artikel
21 der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates vom 22. März
1999

Die rechtsverbindliche(n) Sprachfassung(en) des Beschlusses,
aus der/denen alle vertraulichen Angaben gestrichen wurden,
finden Sie unter folgender Internet-Adresse:

http://europa.eu.int/comm /secretariat_general/sgb/state_aids/
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STAATLICHE BEIHILFE — PORTUGAL

Staatliche Beihilfe Nr. C 43/2004 (ex NN 38/2003) — Parafiskalische Abgabe zur Förderung des
Weinabsatzes

Aufforderung zur Abgabe einer Stellungnahme gemäß Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag

(2005/C 92/06)

(Text von Bedeutung für den EWR)

Mit Schreiben vom 1. Dezember 2004, das nachstehend in der verbindlichen Sprachfassung abgedruckt ist,
hat die Kommission Portugal ihren Beschluss mitgeteilt, das Verfahren nach Artikel 88 Absatz 2 EG-
Vertrag hinsichtlich der betreffenden Beihilfe zu eröffnen.

Die Kommission fordert alle Beteiligten auf, ihre Stellungnahme zu der Maßnahme, hinsichtlich der sie das
Verfahren eröffnet, gegebenenfalls innerhalb eines Monats nach dem Datum dieser Veröffentlichung an
folgende Anschrift zu schicken

Europäische Kommission
Generaldirektion Landwirtschaft
Direktion H2
Büro: Loi 130 5/120
B-1049 Brüssel
Fax (32-2) 296 76 72

Alle Stellungnahmen werden Portugal übermittelt. Jeder, der eine Stellungnahme abgibt, kann unter Angabe
der Gründe schriftlich beantragen, seine Identität nicht bekannt zu geben.

ZUSAMMENFASSUNG

Aufgrund einer Beschwerde hat die Kommission am 20. Januar
2003 die portugiesischen Behörden um nähere Auskünfte
ersucht bezüglich der Erhebung einer parafiskalischen (mit
„ Abgabe zur Förderung des Weinabsatzes “ bezeichneten)
Abgabe durch das Institut für Weinbau und Wein sowie bezüg-
lich der aus dem Ertrag dieser Abgabe finanzierten
Maßnahmen. Die portugiesischen Behörden haben der
Kommission mit dem Schreiben vom 14. März 2003 die Erhe-
bung einer parafiskalischen Abgabe (1) seit 1995 durch das
Institut für Weinbau und Wein (nachstehend „ Institut “
genannt) im Sektor Weinwirtschaft bestätigt.

Die betreffende Regelung ist der Kommission nicht gemäß
Artikel 88 Absatz 3 EG-Vertrag mitgeteilt worden. Es dürfte
sich deshalb um eine neue, dem genannten Absatz 3 entgegen-
stehende und deshalb im Sinne des Vertrags unzulässige
Beihilfe handeln.

Da offenbar bestimmten Wirtschaftsbeteiligten staatliche, mit
Artikel 87 EG-Vertrag unvereinbare Beihilfen gewährt werden,
hat die Kommission beschlossen, bezüglich der genannten
Abgabe und insbesondere der Finanzierungsmethode das
Verfahren nach Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag zu eröffnen.

Die Einnahmen aus dieser „zur Förderung des Weinabsatzes“
erhobenen Abgabe machen über 62 % der Betriebsmittel des
Instituts aus. Sie wird erhoben nicht nur auf die in Portugal

hergestellten und abgesetzten Weinerzeugnisse sondern auch
auf Erzeugnisse, die in Portugal hergestellt und in einem
anderen Mitgliedstaat oder in einem Drittland vermarktet
werden, außerdem auf Erzeugnisse mit Ursprung in einem
anderen Mitgliedstaat oder einem Drittland, die in Portugal
abgesetzt werden.

Die dem Institut aufgetragene Koordination weinwirtschaftli-
cher Maßnahmen betrifft insbesondere die

— Eintragung in das Grundbuch und geschützter Bezeich-
nungen, Überprüfung der Kontrollen sowie Zertifizierung
der Qualitätsweine b.A. und Landweine, insbesondere bei
den in Portugal hergestellten Weinerzeugnissen, und

— Verwaltung und Regelung des Weinmarktes, Kontrolle und
Überwachung des Weinsektors nach Maßgabe der natio-
nalen und gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften, ohne
Unterscheidung zwischen den in Portugal hergestellten und
den in einem anderen Mitgliedstaat und/oder in einem
Drittland hergestellten und in Portugal abgesetzten Weiner-
zeugnissen (auf diese Aufgabe entfällt der größte Teil der
Haushaltsmittel des Instituts).

Das Institut erbringt außerdem bestimmte Dienstleistungen:

— Lagerhaltung von Weinerzeugnissen;

— Laboruntersuchungen;
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— Schulung des eigenen Personals und anderer Kräfte des
Weinsektors (diese Schulungsprogramme werden zum
großen Teil aus gemeinschaftlichen und staatlichen Mitteln
finanziert).

Das Institut befasst sich überdies mit dem Weinabsatz. Es
gewährt Zuschüsse an Zusammenschlüsse repräsentativer Inter-
essensverbände des Weinsektors, die Absatzförderungs- und
Werbekampagnen zugunsten der Weinerzeugnisse ausrichten.
Diese Förderung wird zu 25 % bis 45 % aus dem Erlös der auf
die inländischen Erzeugnisse erhobenen Absatzförderungsab-
gabe finanziert. Mit der Förderung des Absatzes von Weiner-
zeugnissen wird seit 1997 in einem öffentlichen und den Wett-
bewerbsregeln genügenden Verfahren der Zusammenschluss
portugiesischer Interessenverbände „Viniportugal“ beauftragt.
Seit 1997 war „Viniportugal“ der alleinige Bewerber, der die
Gesamtheit des Erlöses aus der zweckgebundenen parafiskali-
schen Abgabe zugewiesen erhalten hat.

Bewertung

Die Kommission vertritt beim derzeitigen Stand die Auffassung,
dass das Institut bei der Ausübung der Koordination im Wein-
sektor gemäß den gemeinschaftlichen und einzelstaatlichen
Vorschriften und bei der Gewährung der Beihilfe zur Förderung
des Weinabsatzes nicht als privater Wirtschaftsbeteiligter
handelt sondern als Behörde, da es hier nicht um eine staatliche
Beihilfe für das Institut geht. Nach den ihr vorliegenden
Angaben zieht Viniportugal daraus keinen wirtschaftlichen
Nutzen. Dieser Interessenverband ist nur ein Erbringer von
Dienstleistungen, der nach objektiven Kriterien und in einem
offenen, transparenten und nicht diskriminierenden Verfahren
mit der Erbringung solcher Dienstleistungen beauftragt worden
ist.

Nach Auffassung der Kommission handelt es sich um eine
staatliche Beihilfe, die zugunsten der Wirtschaftsbeteiligten des
Weinsektors im Sinne von Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag zur
Finanzierung der zur Förderung des Absatzes von Wein und
Weinerzeugnissen durchgeführten Kampagnen und der
Ausrichtung der Ausbildungstätigkeiten gewährt werden. Diese
staatlichen Beihilfen sind aus folgenden Gründen nur bedingt
mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar:

1. Hinsichtlich der Förderung der Werbung für portugiesischen
Wein auf den Märkten der anderen Mitgliedstaaten und in
Drittländern reichen der Kommission die vorliegenden Infor-
mationen nicht aus, um die Schlussfolgerung zu ziehen, dass
in diesen Kampagnen, gerade wegen des Ursprungs der
Weine, nur objektive Qualitätsmerkmale und keine subjek-
tiven Behauptungen über die Qualität der Erzeugnisse über-
mittelt werden.

2. Hinsichtlich der Beihilfenfinanzierung für Absatzförderung
und Ausbildung vertritt die Kommission im Einklang mit
der Rechtsprechung des Gerichtshofs die Auffassung, dass
eine staatliche Erzeugerbeihilfe nur aus parafiskalischen,

auch auf die Einfuhr des gleichen Erzeugnisses aus anderen
Mitgliedstaaten erhobenen Abgaben finanziert werden darf,
wenn sichergestellt ist, dass diese den Erzeugern der anderen
Mitgliedstaaten ebenso zugute kommen wie den Erzeugern
des betreffenden Mitgliedstaats. Die Kommission verfügt
jedoch im vorliegenden Fall bisher nicht über Angaben, die
den Schluss zulassen, dass keine Diskriminierung zwischen
den Erzeugnissen des betreffenden Mitgliedstaats und den
Einfuhrerzeugnissen vorliegt, dass also die aus anderen
Mitgliedstaaten stammenden Erzeugnisse, für die die Abgabe
ebenfalls zu entrichten ist, durch die sich daraus ergebenden
Vorteile ebenso begünstigt werden wie die Erzeugnisse des
betreffenden Mitgliedstaats.

DAS SCHREIBEN

„Pela presente, a Comissão tem a honra de informar Portugal
de que, após ter analisado as informações prestadas pelas auto-
ridades portuguesas sobre a medida em epígrafe, decidiu dar
início ao processo previsto no n.o 2 do artigo 88.o do
Tratado CE.

I. PROCESSO

(1) Na sequência de uma queixa, a Comissão Europeia inter-
pelou as autoridades portuguesas, por carta de 20 de
Janeiro de 2003, sobre uma taxa ‚de promoção do
vinho‘, cobrada pelo Instituto da Vinha e do Vinho (a
seguir denominado ‚IVV‘), assim como sobre as medidas
financiadas pelo produto dessa imposição parafiscal. A
Representação Permanente de Portugal junto da União
Europeia respondeu à Comissão por carta de 14 de
Março de 2003.

(2) Em resposta a questões colocadas pelos serviços da
Comissão por telecópia de 14 de Maio e 22 de
Dezembro de 2003, foram enviadas informações
complementares por cartas de 4 de Agosto e 2 de
Setembro de 2003 e 24 de Fevereiro e 15 de Julho de
2004.

(3) Resultando das informações prestadas ter sido dada
execução ao dispositivo em causa, desde 1995, sem
autorização prévia da Comissão, foi o mesmo inscrito no
registo dos auxílios não notificados.

(4) A queixa apresentada à Comissão suscita, além dos
aspectos ‚auxílio estatal‘ que o financiamento das activi-
dades do IVV implica, questões relacionadas com a livre
circulação dos produtos e com o funcionamento da
organização comum de mercado (OCM) do vinho. A
presente decisão diz respeito unicamente aos aspectos
que se prendem com a avaliação da compatibilidade do
financiamento do referido organismo com as regras apli-
cáveis aos auxílios estatais.
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II. DESCRIÇÃO

(5) Indagadas pelos serviços da Comissão, as autoridades
portuguesas confirmaram a existência, desde 1995, de
uma taxa (2) cobrada pelo IVV aos operadores do sector.
Essa taxa teria como objectivo dotar o referido orga-
nismo público dos recursos suficientes para o desemp-
enho das tarefas de coordenação do sector vitivinícola
em Portugal.

(6) A referida taxa, que representa mais de 62 % do orça-
mento afecto ao funcionamento do IVV, é imposta não
apenas aos produtos vitivinícolas produzidos e comercia-
lizados em Portugal mas também

— aos produzidos em Portugal e comercializados nos
outros Estados-Membros e nos países terceiros, e

— aos originários dos outros Estados-Membros ou de
países terceiros comercializados em Portugal.

1. Instituto da Vinha e do Vinho

(7) Segundo as informações prestadas, o IVV é um orga-
nismo público fundado em 1986 para garantir o
controlo e a coordenação geral do sector vitivinícola em
Portugal. Em conformidade com as disposições do
Decreto-Lei n.o 99/97, de 26 de Abril, que estabelece a
Lei Orgânica do IVV (3), a este instituto estão cometidas
atribuições gerais de acompanhamento, estudo, controlo,
vigilância e promoção da produção e da comercialização
dos vinhos e produtos derivados do vinho, sendo, para
esse efeito, dotado de autonomia administrativa e finan-
ceira.

(8) Este organismo desenvolve as actividades atribuídas pelas
legislações nacional e comunitária relativas ao sector vití-
cola, sendo, particularmente, a instância nacional respon-
sável pelo controlo do respeito das disposições comuni-
tárias do sector vitivinícola designada pelo Estado portu-
guês (4) nos termos do n.o 1 do artigo 72.o do Regula-
mento (CE) n.o 1493/1999 do Conselho, de 17 de Maio
de 1999, que estabelece a organização comum do
mercado vitivinícola (5).

(9) Segundo as autoridades portuguesas, o IVV desenvolve
dois tipos de actividade:

— actividades que visam, principalmente, os vinhos e
produtos vitivinícolas produzidos em Portugal,
designadamente, as atribuições relativas ao cadastro e
ao património vitícola e à auditoria dos sistemas de
controlo e certificação dos VQPRD e dos vinhos regi-
onais;

— actividades destinadas, indistintamente, aos vinhos e
produtos vitivinícolas originários de Portugal e aos
originários dos outros Estados-Membros e/ou Estados

terceiros e comercializados em Portugal, designada-
mente, as actividades de gestão e coordenação do
mercado vitícola, controlo e vigilância do sector vití-
cola, em conformidade com as legislações nacional e
comunitária (actividades que absorvem a quase totali-
dade do orçamento do IVV).

(10) Por cartas de 4 de Agosto de 2003 e 24 de Fevereiro de
2004, as autoridades portuguesas precisaram a natureza,
os custos e o financiamento de todas estas actividades,
descrevendo a estrutura orgânica dos serviços do IVV do
seguinte modo:

Natureza das actividades do IVV

(1) Ac t i v i dade s de c oor de naç ão g e r a l do se ct or
vi t i v i ní c ola

Serviços operativos do IVV

(11) Direcção de Serviços de Estruturas Vitícolas (6). Compete-lhe
definir, implementar e coordenar a aplicação das
medidas de gestão do património vitícola nacional e da
sua valorização, através da coordenação de programas
nacionais e comunitários de ordenamento e melhoria da
vinha.

(12) Direcção de Serviços de Mercados Vitícolas (7). As suas
competências são as seguintes: i) Gestão dos mecanismos
e instrumentos de intervenção previstos na ‚OCM Vinho‘
[por exemplo: coordenação das candidaturas às ajudas
financiadas pelo FEOGA-Garantia, nos termos do Regu-
lamento (CE) n.o 1493/1999]; ii) Reconhecimento,
registo e homologação das organizações económicas e
das infra-estruturas de produção transformação e
comércio vitivinícola e iii) Elaboração dos projectos de
diplomas legais que promovam a aplicação dos princí-
pios e normas comunitários e nacionais do sector vitivi-
nícola.

(13) Direcção de Serviços de Fiscalização Vitícola (8). A função
principal deste serviço consiste em velar pelo cumpri-
mento das normas nacionais e comunitárias em vigor.
Em especial, os serviços do IVV que efectuam operações
de fiscalização a nível nacional junto dos agentes econó-
micos do sector (produtores, armazenistas ou retalhistas,
importadores e/ou exportadores). As acções aplicam-se a
todos os produtos do sector vitivinícola, quer sejam de
origem nacional quer sejam importados. Para verificar o
cumprimento das normas em vigor, essas actividades de
vigilância podem incluir ainda um controlo qualitativo
dos produtos nos laboratórios do IVV, nomeadamente
em caso de suspeita de falsificação.
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(2) Estabelecida pelo Decreto-Lei n.o 137/95, de 14 de Junho (DR
n.o 136 I-A de 14.6.1995), com a redacção que lhe foi dada pelo
Decreto-Lei n.o 119/97, de 15 de Maio (DR n.o 112 I-A, de
15.5.1997).

(3) Decreto-Lei n.o 99/97, de 26 de Abril (DR n.o 97 I-A, de
26.4.1997).

(4) Cf. ‚Lista das instâncias nacionais encarregadas do controlo e do
cumprimento das disposições comunitárias no sector vitiviní-
cola‘ — JO C 46 de 19.2.1999, p. 169.

(5) JO L 179 de 14.7.1999, p. 1.

(6) Artigo 17.o do Decreto-Lei n.o 99/97.
(7) Artigo 20.o do Decreto-Lei n.o 99/97.
(8) Artigo 24.o do Decreto-Lei n.o 99/97.



(14) Este serviço intervém igualmente na recepção das candi-
daturas apresentadas pelos agentes económicos para atri-
buição das ajudas, verificando o respeito de certas
condições para a atribuição das mesmas (por exemplo:
para as ajudas à destilação voluntária, à armazenagem, à
destilação de crise, etc.).

(15) No exercício dos seus poderes de autoridade pública, os
serviços do IVV podem apreender ou condicionar a
comercialização dos vinhos e são competentes para
sancionar qualquer infracção às disposições nacionais e
comunitárias [Regulamento (CE) n.o 2729/2000 (9) e
Regulamento (CE) n.o 1493/1999 (10)].

(16) As autoridades portuguesas referem que todas as acções
de fiscalização do mercado desenvolvidas pelo IVV são
prescritas pelas legislações comunitária e nacional. As
mesmas autoridades asseguram que, em conformidade
com o disposto nos artigos 7.o e 8.o do Regulamento
(CE) n.o 2729/2000, o IVV mantém uma estreita colabo-
ração com as autoridades de vigilância dos outros
Estados-Membros no que se refere à verificação do
respeito das regras aplicáveis ao sector. Neste contexto,
os serviços do IVV não controlam nem verificam
produtos que tenham já sido sujeitos a controlos ou
verificações noutros Estados-Membros e cuja prova possa
ser produzida mediante documento de acompanhamento
que satisfaça as condições impostas pelo Regulamento
(CE) n.o 884/2001 da Comissão, de 24 de Abril de 2001,
que estabelece regras de execução relativas aos docu-
mentos de acompanhamento do transporte de produtos
vitivinícolas e aos registos a manter no sector vitiviní-
cola (11).

(17) De acordo com as autoridades portuguesas, as activi-
dades de fiscalização do mercado beneficiam todo o
sector vitivinícola e, consequentemente, o vinho e os
produtos vínicos portugueses e os importados dos
Estados-Membros e de países terceiros.

(18) Direcção de Auditoria dos Sistemas de Certificação (12). Esta
direcção é responsável pelo controlo dos sistemas de
certificação dos vinhos com denominação de origem
(VQPRD) e dos vinhos de mesa com indicação geográfica
(vinhos regionais), mediante a avaliação da organização e
dos meios das entidades de certificação regionais e da
promoção de actividade de formação do sector. Cabe-
lhe, igualmente, promover e organizar formações para
os agentes económicos, as organizações profissionais e
interprofissionais do sector e o pessoal do IVV. As auto-
ridades portuguesas asseguram que, embora as activi-
dades de auditoria e de controlo dos sistemas de certifi-
cação e controlo das denominações de origem ou indi-
cações geográficas beneficiem muito particularmente os

produtos nacionais, às actividades de formação supra-
mencionadas têm acesso tanto os funcionários do IVV
como os agentes económicos do sector vitícola em geral
e que aquelas actividades podem, portanto, beneficiar de
igual modo os produtos nacionais e os produtos dos
outros Estados-Membros.

Serviços de apoio

(19) O IVV dispõe ainda de outros serviços, denominados ‚de
apoio‘, financiados pelas receitas da imposição em
questão. Esses serviços visam, principalmente, assegurar
o bom funcionamento das actividades dos serviços
operativos já mencionados. Trata-se dos seguintes
serviços:

— Direcção de Serviços de Administração, responsável pela
gestão dos recursos financeiros, patrimoniais,
humanos e informáticos do IVV;

— Divisão de Inspecção e Controlo, responsável pela gestão
e pelo controlo das ajudas concedidas ao sector, em
articulação com outras entidades de fiscalização.
Paralelamente, esta divisão é responsável pelos inqué-
ritos internos ao funcionamento do IVV e pela
proposição das medidas de correcção necessárias;

— Gabinete Jurídico e de Contencioso, que presta o apoio
jurídico necessário ao funcionamento do IVV, quer
no quadro das actividades do instituto quer na defesa
dos interesses deste perante terceiros;

— Laboratório Vitivinícola, organismo responsável pela
realização das análises necessárias à prossecução das
atribuições do IVV, incluindo as análises necessárias
à prevenção e repressão das infracções antieconó-
micas e contra a saúde pública. O laboratório é
composto por três unidades (Lisboa, Mealhada e Vila
Nova de Gaia) e dispõe de um quadro técnico de
reconhecido mérito. O organismo está acreditado
para 50 ensaios distintos, sendo a única entidade
acreditada para efectuar ensaios/análises em vinagres,
prestando, assim, serviços a todos os operadores
económicos no sector vinícola;

— Divisão de Informação, Divulgação e Relações Públicas,
responsável por: i) Organização e gestão do Centro
de Documentação Técnica e Histórica do IVV, ii)
Divulgação da informação técnica e promocional das
actividades do IVV, iii) Coordenação da ligação a
redes de informação nacionais e internacionais, iv)
Apoio às acções de promoção genérica do vinho e v)
Funções de relações públicas e comunicação institu-
cional do IVV.
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(9) Regulamento (CE) n.o 2729/2000 da Comissão, de 14 de Dezembro
de 2000, que estabelece normas de execução relativas aos controlos
no sector vitivinícola. JO L 316 de 15.12.2000, p. 16-29.

(10) Regulamento (CE) n.o 1493/1999 do Conselho, de 17 de Maio de
1999, que estabelece a organização comum do mercado vitiviní-
cola. JO L 179 de 14.7.1999, p. 1-84.

(11) JO L 128 de 10.5.2001, p. 32-53.
(12) Artigo 25.o do Decreto-Lei n.o 99/97.



(2) Pr e staç ã o de se r vi ç os a te r ce i r os

(20) Na sua carta de 24 de Fevereiro de 2004, as autoridades portuguesas precisaram que o IVV age não
apenas como organismo público responsável pela coordenação geral do sector, mas também como
prestador de alguns serviços a terceiros em domínios como:

— armazenagem de vinho e produtos vinícolas;

— serviços de laboratório;

— formação do seu próprio pessoal e de outros agentes do sector vitivinícola (financiada, em
grande parte, por programas de apoio comunitários e nacionais).

(21) As autoridades portuguesas sublinham que estas actividades são puramente acessórias e visam opti-
mizar os recursos do IVV que, dispondo de um património e dos meios técnicos necessários para
esses fins, coloca tais serviços à disposição dos particulares, praticando preços de mercado.

(22) No que diz respeito à armazenagem de produtos, o IVV é proprietário de diversas instalações de arma-
zenagem de vinhos e produtos vínicos em todo o país. Por razões de optimização dos recursos,
parte dessa capacidade de armazenagem é cedida aos agentes económicos do sector mediante
contratos de cedência das capacidades de armazenagem. São igualmente prestados a terceiros
serviços relacionados com a armazenagem, designadamente: recepção, expedição, remontagem e
mudança de local dos produtos vinícolas.

(23) Segundo as autoridades portuguesas, os preços praticados pelo IVV para a prestação desses serviços
são comparáveis aos praticados pelas outras entidades que, em Portugal, prestam serviços similares,
ou seja:

Entidades

Armazenagem Recepção Expedição Remontagem Mudança de
local

(€/hl/mês)
Pessoal/equipa-

mento
€/hl

Pessoal
€/hl

Equipamento
€/hl

Pessoal/equipa-
mento

€/hl

IVV 0,11 0,32 0,33 0,11 0,074

“Casa do Douro” (1) 0,09 0,20 (a) 0,20 (a) 0,20 0,20

Outras firmas do “Douro” 0,09 0,20 0,20 0,20 0,20

(1) “Casa do Douro” — associação de produtores, viticultores e cooperativas da Região do Douro.
(a) Para além de € 0,20/h, facturação por pessoal/hora.

(24) No que se refere ao Laboratório Vitivinícola do IVV, as autoridades portuguesas referem que, para além
das suas funções principais ligadas às actividades de fiscalização do mercado do IVV, os meios
técnicos de que dispõem as diversas unidades do referido laboratório são igualmente postas à dispo-
sição de terceiros a preços de mercado.

(25) De acordo com as informações prestadas pelas autoridades portuguesas, os preços praticados pelo
Laboratório do IVV são comparáveis aos praticados por outros laboratórios que efectuam análises
semelhantes — senão mais caros —, designadamente, o do Instituto dos Vinhos do Douro e do
Porto (IVDP), a Comissão Vitivinícola Regional dos Vinhos Verdes (CVRVV) ou, ainda, laboratórios
privados como o Agroeno.

(26) Quanto às acções de formação proporcionadas pelos serviços do IVV, são as mesmas apresentadas
como resposta à função principal deste organismo enquanto autoridade responsável pela promoção
e realização de ‚acções de formação técnica e de sensibilização‘ dos agentes económicos do sector vitiviní-
cola a fim da garantir a qualidade dos vinhos e produtos vitivinícolas (13).

(27) Neste contexto, é a Direcção de Auditoria dos Sistemas de Certificação (cf. §18) o serviço do IVV respon-
sável pela promoção e organização das formações para os agentes económicos, as organizações
profissionais e interprofissionais do sector e o pessoal do IVV.
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(13) N.o 1 do artigo 2.o da ‚Lei Orgânica do IVV‘.



(28) No período de 1997 a 2002, esta direcção organizou diferentes acções de formação para os funcio-
nários do IVV (1 449 funcionários), outros funcionários públicos e, em menor medida (135 agentes),
para os agentes do sector.

(29) As autoridades portuguesas sublinham que custos das acções de formação organizadas pelo IVV
nesse período (14) foram integralmente suportados pelos Programas de Apoio à Modernização Agrí-
cola e Florestal (PAMAF) e Agro/Mesure, co-financiados, ambos, pelo Fundo Social Europeu. As
mesmas autoridades precisam que, por essa razão, nem o IVV nem os agentes económicos tiveram
de contribuir para o financiamento dessas acções.

(30) As autoridades portuguesas asseguram que, quando a formação tenha sido efectuada não pelo
pessoal do IVV mas por intermédio de terceiros, a selecção dos prestadores desses serviços de
formação foi sempre efectuada por processo não discriminatório, aberto e transparente, no respeito
das regras estabelecidas pelo Decreto-Lei n.o 197/99, de 8 de Junho, que é o instrumento de transpo-
sição, em Portugal, da Directiva 92/50/CEE do Conselho, de 18 de Junho de 1992, relativa à coor-
denação dos processos de adjudicação de contratos públicos de serviços (15), com a redacção que lhe
foi dada pela Directiva 97/52/CE de 13 de Outubro de 1997.

(3) O rgani zaç ão da promoçã o do vinh o

(31) Segundo as informações prestadas, ao IVV cabe a responsabilidade de promover os vinhos e
produtos vínicos para melhorar a sua qualidade e reforçar a sua competitividade. Para esse efeito, o
instituto colabora, no prosseguimento dessas atribuições, ‚com instituições públicas e organizações
interprofissionais que efectuem a promoção do vinho nos mercados interno e externo‘ [n.o 1,
alínea a), do artigo 2.o do Decreto-Lei n.o 99/97].

(32) O regime estabelecido pelo Decreto-Lei n.o 119/97 traduz essa colaboração na concessão de um
apoio às associações de natureza interprofissional representativas do sector vitivinícola que prevejam
o desenvolvimento das actividades de promoção e de publicidade do vinho e dos produtos vínicos.
Esse apoio é financiado com uma parte (entre 25 % e 45 %) das receitas da taxa de promoção
cobrada pelo IVV, montante que é afecto anualmente ao desenvolvimento das referidas actividades
por meio de uma portaria do Ministro da Agricultura. Essa mesma portaria estabelece o processo de
selecção das eventuais entidades beneficiárias do apoio.

(33) Assim, a abertura do processo de selecção dos eventuais beneficiários efectua-se por convite a candi-
daturas, cujas condições são fixadas anualmente por portaria do Ministro da Agricultura. Essas porta-
rias ministeriais estabelecem, além do montante da taxa que será destinado à promoção, os critérios
a satisfazer pelos candidatos na apresentação da sua candidatura, ou seja:

— possuírem natureza interprofissional e serem representativos do sector vinícola;

— comprometerem-se a realizar uma promoção genérica, aos níveis nacional e internacional, dos
vinhos e produtos vinícolas;

— não se encontrarem em qualquer das situações de exclusão estabelecidas pelo artigo 33.o do
Decreto-Lei n.o 197/99, de 8 de Junho (16).

(34) O IVV é o organismo competente para apreciar as candidaturas e propor a concessão ou rejeição de
apoio financeiro. A decisão final é tomada por portaria ministerial. A atribuição do apoio financeiro
é formalizada por meio da assinatura de protocolo individual concluído entre o IVV e os seleccio-
nados.

(35) Segundo as informações prestadas pelas autoridades portuguesas, de 1997 a 2002, o apoio à
promoção genérica do vinho e dos produtos vínicos foi atribuído por processo de concurso público
a uma associação portuguesa de natureza interprofissional representativa do sector vitivinícola
português, a Viniportugal. Único candidato desde 1997, a Viniportugal foi, assim, a beneficiária da
totalidade do produto da taxa destinada a esses fins, em conformidade com o n.o 1 do artigo 11.o do
Decreto-Lei n.o 119/97.
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(14) Excepto uma formação de interesse geral, ‚Sistema de Informação e Gestão Vitivinícola — 2000‘, cujo o custo foi de
€ 367,12.

(15) JO L 209 de 24.7.1992, p. 1.
(16) Decreto-Lei que transpõe para Portugal as Directivas 92/50/CEE e 93/36/CEE.



(36) Segundo as garantias prestadas pelas autoridades portuguesas, a Viniportugal efectua apenas a
promoção genérica do vinho e dos produtos vínicos em território português, incluindo acções de
natureza científica e cultural. As informações divulgadas nessas campanhas visam promover um
consumo são do vinho e a divulgar uma cultura e conhecimentos sobre os vinhos e produtos
derivados.

(37) No que se refere às campanhas de promoção e publicidade nos outros Estados-Membros e nos
mercados de países terceiros, foram e são as mesmas destinadas principalmente à promoção dos
vinhos portugueses.

(38) As autoridades portuguesas afirmam que, em todos os casos, as actividades de promoção e publici-
dade desenvolvidas pela Viniportugal não visam dissuadir os consumidores de comprar produtos
vínicos de outros Estados-Membros nem denegrir tais produtos. Tão-pouco beneficiam uma marca
de uma empresa em particular ou de um produtor individual.

(39) No que se refere às medidas previstas para evitar qualquer sobrecompensação e assegurar a boa utili-
zação do apoio concedido, as autoridades portuguesas sublinham o facto de o protocolo assinado
entre o IVV e a Viniportugal obrigar esta última a apresentar um relatório contabilístico anual ao
primeiro, com a discriminação das despesas e acompanhado de todos os elementos comprovativos
necessários.

Despesas e financiamento das actividades do IVV

(40) O quadro seguinte descreve a média das despesas de 1997 a 2002 relacionadas com as diversas acti-
vidades desenvolvidas pelo IVV, das quais mais de 60 % são financiadas com o apoio da taxa.

Serviços Média 1997-2002

1. Serviços administrativos e de apoio

Presidência 307 092 € 2,5 %

Direcção Serviços Administração 2 033 481 € 16,5 %

Direcção Inspecção e Controlo 102 218 € 0,8 %

Gabinete Jurídico 275 758 € 2,2 %

Laboratório Vitivinícola 1 192 822 € 9,7 %

Direcção Informação, Divulgação e Relações
Públicas

513 925 € 4,2 %

Total despesas 4 425 296 € 35,9 %

2. Serviços operativos

Direcção de Estruturas Vitícolas 1 016 740 € 8,2 %

Direcção de Mercados Vitivinícolas 900 090 € 7,3 %

Direcção Fiscalização 3 479 305 € 28,2 %

Direcção Auditoria Sistemas Certificação 354 976 € 2,8 %

Total despesas 5 742 111 € 46,6 %

TOTAL despesas IVV (subtraindo transferências para
promoção do vinho e dos produtos vínicos)

10 167 407 € 82,5 %

Transferências para as entidades responsáveis pela
promoção

2 163 588 € 17,5 %

TOTAL DESPESAS IVV 12 330 995 € 100 %
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(41) Em conformidade com o n.o 1 do artigo 31.o do Decreto-Lei n.o 99/97, constituem receitas do IVV,
entre outras, as dotações atribuídas directamente no Orçamento do Estado, o produto das taxas
cobradas sobre os vinhos e os outros produtos vínicos o produto da venda de bens ou serviços e o
produto das multas e coimas aplicadas.

Origem das receitas Média anos 1997-2002

1. Receitas correntes

Taxa de promoção 8 481 774 € 59 %

Outras taxas vitivinícolas 1 091 505 € 8 %

Multas e outras penalidades 88 882 € 1 %

Transferências da Administração Central 921 637 € 7 %

Venda de bens/serviços 1 439 610 € 10 %

2. Outras receitas correntes e mais-valias imobiliá-
rias

2 122 169 € 15 %

TOTAL 14 145 577 € 100 %

(42) Relativamente ao ano de 2003, a importância relativa destas diferentes fontes de financiamento é
descrita do seguinte modo:

Receitas correntes 2003 Total € %

Taxa de promoção 7 232,570 62,43

Outras taxas vinícolas 528 380 4,56

Multas e outras penalidades 231 000 1,99

Transferências da Administração central 1 100 187 9,5

Venda de bens/serviços e rendas 1 972 999 17,03

Outras receitas correntes e de capital 519 464 4,49

TOTAL 11 584 600 100

(43) A taxa ‚de promoção‘ constitui, portanto, a principal fonte de financiamento do IVV, sem a qual,
segundo as autoridades portuguesas, o mesmo organismo não poderia assegurar as atribuições que
lhe são cometidas por lei enquanto organismo de controlo e coordenação geral do sector vinícola
em Portugal.

2. Imposição parafiscal

Origem

(44) Segundo as informações prestadas pelas autoridades portuguesas, a taxa ‚de promoção do vinho‘ foi
estabelecida pelo Decreto-Lei n.o 137/95, de 14 de Junho de 1995, para redefinir o sistema de impo-
sições sobre os vinhos e produtos vínicos existentes, cujas origens remontam a 1936, e dotar o IVV
de uma fonte de financiamento como contrapartida dos serviços prestados por este organismo à
coordenação do sector vinícola.

(45) O Decreto-Lei n.o 119/97, de 15 de Maio, alterou o de 1995 com vista a melhorar o sistema, a defi-
nição dos sujeitos devedores e as medidas de controlo. O novo diploma sublinha, igualmente, a
promoção dos produtos vitícolas de qualidade por via de acções no interior no exterior de Portugal.
Para esse efeito, foi a imposição denominada ‚taxa de promoção‘, estando especificamente previsto
que uma parte do produto da taxa será consagrada à promoção genérica dos produtos vínicos (n.o 2
do artigo 11.o do citado decreto-lei).
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Produtos sujeitos à imposição

(46) Estão sujeitos à taxa os vinhos e produtos vínicos produzidos ou comercializados em Portugal,
incluindo os vinhos licorosos, vinhos frisantes e bebidas aromatizadas, vinhos espumantes e outras
bebidas do sector vinícola, assim como os vinagres de vinho.

(47) Estão, assim, sujeitos, tanto os vinhos produzidos em Portugal, quer sejam comercializados no país
ou exportados para outros Estados-Membros ou países terceiros, como os vinhos que, sendo produ-
zidos noutros Estados-Membros da União Europeia ou em Estados terceiros, são comercializados em
Portugal.

(48) O montante a pagar é estabelecido anualmente pelas autoridades competentes do Ministério da Agri-
cultura. Para 2002, a Portaria n.o 1428/2001, de 15 de Dezembro, estabelece um montante que
varia em função do acondicionamento ou não do produto e da capacidade do recipiente:

— para os produtos a que se refere o n.o 1, alínea a), do artigo 2.o do Decreto-Lei n.o 119/97, entre
€ 0,0034/unidade, se a capacidade for igual ou inferior a 0,25 litros, e € 0,0135/litro, se a capa-
cidade for igual ou superior a 2 litros;

— para os produtos descritos nas alíneas b) e c) do mesmo artigo, entre € 0,0034/unidade, se a
capacidade for igual ou inferior a 0,25 litros, e € 0,0135/litro, se a capacidade for superior a
1 litro.

Actividades financiadas com as receitas da imposição

(49) Para as autoridades portuguesas, na obstante a denominação atribuída à imposição, esta constitui
uma contrapartida pelos diversos serviços prestados pelo IVV e visa quer a ‚promoção genérica‘ do
vinho e dos produtos vínicos quer a ‚coordenação geral do sector‘. O objectivo principal da taxa
consiste em financiar os serviços e actividades do IVV.

(50) O quadro infra revela que, desde 1997, apenas uma percentagem, que varia entre 25 % e 45 %, das
receitas da taxa são, normalmente, destinadas ao financiamento de actividades ditas de promoção
genérica do vinho e dos produtos vínicos.

Anos Taxa de promoção — montante
cobrado (€)

% destinada à promoção do vinho e dos
produtos vínicos

1997
(Jun.-Dez.)

3 296 781 € 25 %

1998 7 791 593 € 25 % (1.o semestre)
30 % (2.o semestre)

1999 8 266 762 € 35 % (1.o semestre)
40 % (2.o semestre)

2000 9 796 621 € 45 %

2001 7 498 285 € 45 %

2002 8 663 536 € 25 %

(51) O produto da taxa de promoção destina-se, em primeiro lugar, ao financiamento dos serviços de
coordenação geral do sector do vinho prestados pelo IVV e, em segundo lugar, às actividades de
promoção do vinho e dos produtos vínicos.
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(52) Quanto à parte das receitas provenientes da taxa cobrada sobre os produtos importados em relação
à cobrada sobre os produtos nacionais, as autoridades portuguesas prestaram as informações
seguintes por carta de 15 de Julho de 2004:

Receitas — IVV Despesas IVV

Taxa de promoção e outras Prestação de serviços 83 %

— Produtos nacionais 7 150 000 € — 57,7 % — Controlo e fiscalização 3 500 000 €

— Produtos importados 1 350 000 € — 10,9 % — Gestão dos mercados 950 000 €

— Potencial vitícola 1 050 000 €

— Formação 360 000 €

— Serviços de apoio 4 432 000 €

Outras receitais 3 900 000 € — 31,4 % Promoção 2 108 800 € — 17 %

TOTAL 12 400 000 € — 100 % TOTAL 12 400 000 €

(53) Nesta última comunicação, as autoridades portuguesas precisaram ainda que as receitas provenientes
da taxa de promoção cobrada sobre os produtos importados foram inteiramente afectas à prestação
de serviços operativos ‚de coordenação geral do mercado‘ e não à promoção dos produtos vitiviní-
colas. As mesmas autoridades asseguram que o financiamento do apoio concedido à promoção dos
produtos vínicos, quer no mercado português quer no dos outros Estados-Membros e terceiros,
provém exclusivamente das receitas da taxa cobrada sobre os produtos nacionais.

Origem da receita Aplicação da receita

Natureza Prestação de
serviços Promoção TOTAL

Taxa de promoção

— Produtos nacionais 7 150 000 € 5 042 000 € 2 108 000 € 7 150 000 €

— Produtos importados 1 350 000 € 1 350 000 € — 1 350 000 €

Outras receitas 3 900 000 € 3 900 000 € — 3 900 000 €

TOTAL 12 400 000 € 10 292 000 € 2 108 000 € 12 400 000 €

III. APRECIAÇÃO

1. Carácter de auxílio. Aplicabilidade do n.o 1 do artigo 87.o do Tratado

(54) Nos termos do n.o 1 do artigo 87.o do Tratado, salvo derrogação prevista pelo mesmo, são incompa-
tíveis com o mercado comum, na medida em que afectem as trocas comerciais entre os Estados-
Membros, os auxílios concedidos pelos Estados ou provenientes de recursos estatais, independent-
emente da forma que assumam, que falseiem ou ameacem falsear a concorrência, favorecendo certas
empresas ou certas produções.

(55) Os artigos 87.o a 89.o do Tratado são aplicáveis à produção e ao comércio dos produtos do sector
vitivinícola por força do artigo 71.o do Regulamento (CE) n.o 1493/1999 do Conselho (17) que esta-
belece a organização comum de mercado destes produtos.

(56) Antes de mais, no que diz respeito à natureza da taxa ‚de promoção‘, a Comissão considerou sempre
que a receita de uma contribuição obrigatória por força do direito nacional constitui um recurso
estatal, na acepção do n.o 1 do artigo 87.o. No caso vertente, a intervenção do Estado português
nesse sentido ressalta claramente das disposições dos Decretos-Lei n.o 137/95, de 14 de Junho, e
119/97 de 15 de Maio. As receitas da taxa ‚de promoção‘ são, portanto, consideradas ‚recursos esta-
tais‘.
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(57) Na medida em que terão sido utilizados recursos
públicos para financiar vantagens para empresas do
sector do vinho e dos produtos vitivinícolas — sector
em que existem muitas trocas comerciais intracomunitá-
rias —, a sua notificação à Comissão constitui uma obri-
gação, decorrente do n.o 3 do artigo 88.o do Tratado.

(58) As receitas da referida taxa foram utilizadas para finan-
ciar tanto as actividades e os serviços prestados no sector
do vinho pelo IVV como a organização de campanhas
de promoção desenvolvidas pela organização interprofis-
sional Viniportugal desde 1997. Importa, pois, verificar se
o mecanismo em apreço ‚falseia ou ameaça falsear a
concorrência, favorecendo certas empresas ou certas
produções‘, no que diz respeito às seguintes entidades:

— IVV,

— operadores económicos beneficiários desses serviços,

— Viniportugal.

1.1. Existência de uma vantagem selectiva para as empresas,
financiada por recursos estatais

1.1.1. Inst i tu t o da V i nh a e do Vi nh o

(59) Para determinar se existe ou não uma vantagem econó-
mica para o IVV, é necessário, antes de mais, verificar se
este organismo pode ser qualificado como empresa, na
acepção do n.o 1 do artigo 87.o do Tratado.

(60) Em conformidade com o disposto no artigo 1.o do
Decreto-Lei n.o 99/97, de 26 de Abril, denominado ‚Lei
Orgânica do Instituto da Vinha e do Vinho‘, esta
entidade é um organismo público, dotado de autonomia
administrativa e financeira, assim como de património
próprio, para desenvolver as actividades que lhe são
cometidas por lei na gestão do mercado vitivinícola em
Portugal. Por outro lado, o n.o 4 do artigo 36.o daquele
decreto-lei estabelece que, no exercício das suas funções
de controlo e fiscalização do mercado, os funcionários
do IVV são considerados ‚agentes da autoridade pública‘.

(61) Contudo, a Comissão verifica igualmente que, nos
termos do artigo 29.o do mesmo diploma, ‚o IVV pode
realizar trabalhos e prestar serviços que lhe sejam confiados
por outras entidades, praticando preços constantes de tabelas
devidamente aprovadas pelo presidente [do IVV]‘.

(62) Decorre de uma jurisprudência constante do Tribunal
que, por ‚empresa‘, se entende qualquer entidade que
exerça uma actividade económica, independentemente
do seu estatuto jurídico e do seu modo de financia-
mento (18). Constitui uma ‚actividade económica‘, qual-
quer actividade que consista em oferecer bens ou
serviços num dado mercado. A questão essencial reside,
pois, em saber se a entidade em causa, no caso vertente,
o IVV, exerce uma actividade que, pelo menos em prin-
cípio, possa ser de uma empresa que prossiga um fim
lucrativo (19).

(63) Por outro lado, o artigo 87.o não é aplicável quando o
Estado intervenha no exercício da autoridade pública (20)
ou quando autoridades estatais ajam na sua qualidade de
autoridades públicas (21). Um organismo age no exercício
da autoridade pública quando a actividade em causa
constitui uma missão de interesse geral que releva das
funções essenciais do Estado, ou, pela sua natureza, pelo
seu objecto e pelas regras às quais estão sujeitas, está
ligada ao exercício de prerrogativas […] que são tipica-
mente prerrogativas de poder público (22).

(64) No que se refere às actividades do IVV, conforme
mencionadas na descrição, afigura-se que a natureza de
algumas dessas actividades, em especial das referidas nos
§§11 a 19 da descrição como ‚serviços operativos‘ (e ‚ser-
viços de apoio‘ ligados), se podem reconduzir ao exer-
cício de prerrogativas que são, tipicamente, de poder
público.

(65) Mais concretamente, trata-se de actividades de gestão, de
controlo e de fiscalização do mercado, conferidas ao IVV
pelas legislações nacional e comunitária e postas em
prática por:

— Direcção de Serviços de Estruturas Vitícolas do IVV, na
coordenação dos programas nacionais e comunitá-
rios de ordenamento da vinha;

— Direcção de Serviços de Mercados Vitivinícolas, na gestão
dos mecanismos do mercado e instrumentos de inter-
venção previstos na OCM, reconhecimento, registo e
homologação das instâncias do sector e elaboração
dos projectos de diplomas;

— Direcção de Serviços de Fiscalização Vitivinícola, na fisca-
lização do cumprimento das disposições nacionais e
comunitárias em vigor;

— Direcção de Auditoria dos Sistemas de Certificação, na
definição dos critérios a utilizar na auditoria dos
sistemas de controlo e certificação dos vinhos
VQPRD e vinhos regionais pelas entidades regionais
(CVR).

(66) Tendo em conta as informações prestadas, a Comissão
considera que, no exercício das actividades supramencio-
nadas, assim como na organização da atribuição da
ajuda à promoção do vinho, o IVV não age como
operador privado mas como autoridade pública, não
existindo, portanto, auxílio estatal no que lhe diz
respeito.

(67) No entanto, a situação é diferente no que toca às activi-
dades desenvolvidas pelo IVV enquanto prestador de
certos serviços a terceiros, ou seja: i) Organização e
promoção das actividades de formação para os agentes
económicos, organizações profissionais e interprofissio-
nais do sector vitícola e funcionários do IVV; ii) Disponi-
bilização aos agentes económicos do sector da capaci-
dade de armazenagem das infra-estruturas do IVV e iii)
Prestação de serviços do Laboratório do IVV.
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(68) No que se refere a este tipo de prestações de serviços do
IVV, convém responder à questão de saber, se for caso
disso, por um lado, se e em que medida, na ausência de
prestações asseguradas pelo IVV, os agentes económicos
do sector vitivinícola em Portugal deveriam ter recorrido
e recorreram efectivamente ao sector privado para as
mesmas prestações e, por outro, em que medida o
montante do preço praticado corresponde ao custo
económico real das prestações efectuadas pelo IVV.

(69) Para a Comissão, estas actividades podem ser desenvol-
vidas por outros operadores económicos e correspondem
às de uma empresa que prossegue um fim lucrativo.
Assim, o IVV actua no mercado como uma empresa
prestadora de certos serviços.

(70) Quanto a saber se, no exercício dessas actividades, o IVV
beneficia ou não de uma vantagem económica, a
Comissão entende que, atentas as informações prestadas
sobre os preços praticados pelo IVV para o conjunto
desses serviços e a sua comparabilidade com os prati-
cados por outros operadores concorrentes que actuam
em condições normais de mercado (23) (cf. §§20 a 30 da
descrição), não existe vantagem económica para o IVV
que decorra da sua posição no mercado.

1.1.2. Va nta g e m p a r a os de st i na tá r i os dos
se r vi ç os do IVV

(71) Independentemente de saber se o financiamento das acti-
vidades do IVV representa um auxílio estatal a favor
deste organismo, coloca-se igualmente a questão da
qualificação possível como ‚auxílios estatais‘, na acepção
do n.o 1 do artigo 87.o do Tratado, das prestações ou
dos serviços efectuados por esse organismo no sector
vinícola. Não há dúvida de que os operadores do sector
em questão (produtores, transformadores, armazenistas,
retalhistas, etc.) são empresas que exercem uma activi-
dade económica.

(72) Segundo a jurisprudência do Tribunal, são consideradas
auxílios as intervenções que, sob formas diversas, aliviam
os encargos que, normalmente, oneram o orçamento de
uma empresa e que, por essa via, sem constituírem
subvenções na acepção estrita do termo, têm natureza e
efeitos idênticos (24).

(73) Por conseguinte, importa, em segundo lugar, responder
à questão de saber, se for caso disso, se e em que medida
as actividades financiadas por esses ‚recursos estatais‘, ou
seja, os serviços oferecidos ao sector pelo IVV e a
campanha de promoção organizada pela Viniportugal,
constituem uma vantagem económica para os opera-
dores do sector.

(74) No que se refere às prestações do IVV, convém apurar,
por um lado, se for caso disso, se e em que medida, na
falta de prestações asseguradas pelo IVV, os operadores
económicos do sector vitivinícola em Portugal deveriam

ter recorrido e puderam efectivamente recorrer ao sector
privado para as mesmas prestações e, por outro, em que
medida o montante da taxa corresponde ao custo econó-
mico real das prestações efectuadas pelo IVV.

(75) A Comissão considera ser pouco provável que os
serviços e actividades do IVV, enquanto coordenador
geral do sector vitivinícola, nomeadamente, as funções
de fiscalização, controlo, certificação, auditoria e gestão
dos mecanismos do mercado, conforme estabelecidos
pelas legislações comunitárias nacional, podem ser
desempenhados por entidades privadas.

(76) Todavia, no que diz respeito ao financiamento da organi-
zação das formações de que puderam beneficiar opera-
dores económicos do sector, parece claro que se trata de
uma vantagem a favor destes porque a formação é uma
actividade que, normalmente, onera o orçamento das
empresas.

(77) Segundo as informações prestadas pelas autoridades
portuguesas, exceptuada uma formação de interesse
geral, ‚Sistema de Informação e Gestão Vitivinícola —
2000‘, cujo custo foi de € 367,12, todas as formações
organizadas pelo I.V.V. teriam sido co-financiadas pelo
Fundo Social Europeu.

(78) Contudo, a qualificação de vantagem económica para as
empresas que beneficiam da formação gratuita não é
afectada por este elemento porque, como dispõe o
artigo 12.o do Regulamento (CE) n.o 1260/1999 do
Conselho, de 21 de Junho de 1999, que estabelece dispo-
sições gerais sobre os Fundos estruturais (25): ‚As operações
objecto de um financiamento por Fundos ou de um financia-
mento do BEI ou de outro instrumento financeiro devem
observar o disposto no Tratado e nos actos adoptados por
força deste, bem como com as políticas e acções comunitárias,
incluindo as que se referem às regras de concorrência[…]‘.

(79) No que tange à realização das campanhas de promoção
do vinho e dos produtos vínicos por intermédio da Vini-
portugal, existe, efectivamente, uma vantagem económica,
ainda que indirecta, para os operadores económicos do
sector, muito particularmente do sector vitivinícola, em
Portugal. A organização da promoção dos seus produtos
constitui um encargo que, normalmente, sobrecarrega o
orçamento de uma empresa.

(80) Para que constitua um auxílio, na acepção do artigo 87.o,
a compensação concedida com utilização de recursos
estatais deve proporcionar uma vantagem económica
que não poderia teria sido obtida em condições normais
de mercado, devendo essa vantagem ser selectiva. O
critério da selectividade encontra-se preenchido quando
a referida vantagem está reservada a algumas empresas
ou a um sector de actividade. Esta condição encontra-se,
portanto, preenchida no caso vertente, em que é clara-
mente identificado o sector do vinho e dos produtos
vinícolas.
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1.1.3. Va nta g e m p a r a a Vi ni p or tu g a l

(81) Segundo as informações prestadas, a Viniportugal é uma
associação portuguesa de natureza interprofissional,
representativa do sector vitivinícola português. Em
conformidade com o n.o 1 do artigo 11.o do Decreto-Lei
n.o 119/97, esta entidade é o único beneficiário da totali-
dade do produto da taxa destinada à realização de
campanhas de promoção genérica do vinho e dos
produtos vínicos.

(82) A organização e a realização de campanhas de
promoção constituem uma actividade económica. É, por
isso, evidente que a Viniportugal é uma ‚empresa‘ que
desenvolve uma actividade económica e, para esse fim,
recebe do IVV um montante correspondente a uma
percentagem (que varia entre 25 % e 45 %) do produto
da referida taxa ‚de promoção do vinho‘. Essa percen-
tagem é fixada anualmente por portaria ministerial.

(83) Para determinar se a transferência destes recursos
públicos constitui um auxílio, convém, portanto,
verificar se a Viniportugal beneficiou de uma vantagem
económica que não poderia ter obtido em condições
normais de mercado. Para tal, convém, antes, verificar o
modo como foi determinado o nível dos pagamentos à
Viniportugal, para determinar se esses pagamentos
superam os custos suportados por essa empresa para
exercer tais actividades.

(84) Segundo a prática constante da Comissão, o facto de o
serviço ter sido adjudicado no termo de um processo
aberto transparente, comparável aos processos de
concurso previstos pelas directivas em matéria de
contratos públicos, constitui uma indicação da inexi-
stência de sobrecompensação.

(85) Segundo as informações prestadas pelas autoridades
portuguesas, de 1997 a 2003, a promoção genérica do
vinho e dos produtos vínicos foi adjudicada, por
processo de concurso público, à Viniportugal, que se
apresentou como a única candidata ao convite à apresen-
tação de candidaturas publicado anualmente por portaria
ministerial.

(86) O montante fixo atribuído anualmente por portaria
ministerial corresponderia aos custos das actividades
empreendidas por este organismo. O IVV efectua anual-
mente um controlo ex post da utilização efectiva deste
apoio porquanto a Viniportugal está obrigada por
contrato (‚protocolo individual‘) a apresentar-lhe um rela-
tório de contas pormenorizado e com elementos
comprovativos de todas as despesas efectivamente assu-
midas.

(87) Neste quadro, tendo em conta as informações e garantias
prestadas pelas autoridades portuguesas, a Comissão
considera não ter havido vantagem económica para a
Viniportugal. Esta associação interprofissional é um mero
prestador de serviços que foi seleccionado de acordo
com critérios objectivos, através de processo público,
transparente e não discriminatório, para prestar tais
serviços.

1.2 Afectação das trocas comerciais e da concorrência

(88) Para que relevem do artigo 87.o, os auxílios devem
afectar as trocas comerciais entre Estados-Membros e a
concorrência. Decorre da jurisprudência ser suficiente
que os auxílios ameacem falsear a concorrência e ter um
efeito nas trocas comerciais para que relevem do
artigo 87.o. Por outro lado, em matéria de auxílios esta-
tais, estas duas condições estão, em geral, indissociavel-
mente ligadas (26).

(89) Na medida em que poderia considerar-se que algumas
das medidas supramencionadas constituem uma
vantagem económica para um ou outro dos beneficiá-
rios, afigura-se, igualmente, que esses eventuais auxílios
são susceptíveis de afectar as trocas comerciais entre
Estados-Membros na medida em que favorecem a
produção nacional em detrimento da produção dos
outros Estados-Membros. Com efeito, o sector vitícola é
extremamente aberto à concorrência ao nível comuni-
tário e, portanto, muito sensível a qualquer medida a
favor da produção de um ou de outro Estado-Membro.

(90) O facto de existirem trocas comerciais entre os Estados-
Membros no sector do vinho e dos produtos vinícolas
parece estar demonstrado pela existência de uma organi-
zação comum de mercado no sector.

(91) O quadro seguinte indica, a título de exemplo, o nível
das trocas comerciais intracomunitárias desses produtos
entre 1999 e 2002 (27).

Ano
1000 t

Importações U.E. Exportações U.E.

1999 34 193 37 451

2000 32 006 36 195

2001 31 345 34 751

2002 31 008 33 394

(92) Na actual fase, parece tratar-se, portanto, de medidas que
relevam do n.o 1 do artigo 87.o do Tratado.

2. Legalidade do auxílio

(93) As autoridades portuguesas não notificaram à Comissão,
nos termos do n.o 3 do artigo 88.o do Tratado, as dispo-
sições que instauram a referida taxa nem o financia-
mento das acções a favor do sector do vinho. Conse-
quentemente, as medidas executadas por Portugal consti-
tuem novos auxílios, não notificados à Comissão e, por
esse facto, ilegais, na acepção da alínea f) do artigo 1.o

do Regulamento (CE) n.o 659/1999 do Conselho, de 22
de Março de 1999, que estabelece as regras de execução
do artigo 93.o do Tratado CE (28).
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(26) Cf., nomeadamente, acórdão do Tribunal de Primeira Instância de
15 de Junho de 2000, Alzetta Mauro, proc. T-298/97, pontos 80 e
81.

(27) ‚Agricultura na União Europeia — Informações estatísticas e econó-
micas 2003‘. Direcção-Geral da Agricultura, Comissão Europeia.

(28) JO L 83 de 27.3.1999.



3. Compatibilidade do auxílio

(94) O princípio da incompatibilidade enunciado no n.o 1 do
artigo 87.o comporta, contudo, excepções.

(95) As derrogações previstas no n.o 2 do artigo 87.o referem-
se, nomeadamente, aos auxílios com carácter social, não
sendo, manifestamente, aplicáveis os auxílios que visem
compensar danos causados por um desastre natural ou
por um acontecimento excepcional.

(96) As derrogações previstas no n.o 3 do artigo 87.o do
Tratado devem ser interpretadas de forma estrita no
âmbito da apreciação de qualquer programa de auxílios
com finalidade regional ou sectorial ou de qualquer caso
individual de aplicação de regimes de auxílios gerais.
Concretamente, tais derrogações podem ser concedidas
unicamente quando a Comissão possa concluir que o
auxílio é necessário para a realização de um dos objec-
tivos em causa.

(97) Na actual fase, a Comissão considera que os auxílios em
causa se não destinam a favorecer o desenvolvimento
económico de uma região cujo nível de vida seja anor-
malmente baixo ou na qual se verifique uma situação
grave de subemprego, na acepção do n.o 3, alínea a), do
artigo 87.o. Os auxílios também se não destinam a
promover a realização de um projecto importante de in-
teresse comum europeu nem a remediar uma pertur-
bação grave da economia do Estado-Membro, na acepção
do n.o 3, alínea b), do artigo 87.o. Tão-pouco se
destinam, tais auxílios, a promover a cultura ou a
conservação do património, na acepção do n.o 3,
alínea d), do artigo 87.o.

(98) A única derrogação admissível no actual estádio para o
caso em apreço é a prevista no n.o 3, alínea c), do
artigo 87.o, que prevê que podem ser considerados
compatíveis com o mercado comum os auxílios desti-
nados a facilitar o desenvolvimento de certas actividades
ou regiões económicas, quando não alterem as condições
das trocas comerciais de maneira que contrarie o interes-
se comum.

(99) De acordo com o ponto 23.3 das Orientações comunitárias
para os auxílios estatais no sector agrícola (a seguir denomi-
nadas ‚Orientações agrícolas‘) (29) e a comunicação da
Comissão sobre a determinação das regras aplicáveis à
apreciação dos auxílios estatais ilegais, qualquer auxílio
ilegal, na acepção da alínea f) do artigo 1.o do Regula-
mento (CE) n.o 659/1999, deve ser avaliado em confor-
midade com as normas e orientações vigentes no
momento em que o auxílio é concedido.

(100) As Orientações agrícolas aplicam-se desde 1 de Janeiro de
2000. Por conseguinte, qualquer auxílio concedido após
essa data deverá ser apreciado à luz das Orientações. Em
contrapartida, qualquer auxílio concedido antes daquela
data deverá, se for caso disso, ser apreciado à luz das
disposições e da prática aplicáveis antes de 1 de Janeiro
de 2000. Os auxílios em causa são concedidos desde
1996.

(101) Tratando-se de auxílios estatais financiados por meio de
uma taxa, as acções financiadas pelos auxílios, assim
como o financiamento dos próprios auxílios, devem ser
examinados pela Comissão. Com efeito, uma eventual
incompatibilidade do financiamento de um auxílio
estatal com o mercado comum tornaria os próprios
auxílios incompatíveis, mesmo no caso de a concessão
do auxílio ter respeitado as regras de concorrência apli-
cáveis.

3.1. Auxílios

(102) Das considerações expostas resulta que existe ‚auxílio
estatal‘ a favor dos operadores económicos do sector do
vinho, na acepção do n.o 1 do artigo 87.o do Tratado, no
que diz respeito ao financiamento das campanhas de
promoção e publicidade do vinho e dos produtos vitivi-
nícolas e da organização das actividades de formação.

3.1.1. A p oi o à p r omoçã o do v i nh o

(103) No que se refere aos auxílios à promoção e à publici-
dade, a compatibilidade dos auxílios concedidos antes de
1 de Janeiro de 2002 deve ser verificada à luz do Enqua-
dramento dos auxílios nacionais à publicidade dos produtos
agrícolas e de determinados produtos não incluídos no anexo II
do Tratado CEE, mas com exclusão dos produtos da pesca (30)
e, para os auxílios concedidos após aquela data, à luz das
Directrizes comunitárias para os auxílios estatais à publicidade
de produtos incluídos no anexo I do Tratado CE e de determi-
nados produtos não incluídos no anexo I (31).

(104) O Enquadramento de 1987 e as Directrizes de 2002
partilham, no essencial, dos mesmos princípios. Tais
instrumentos prevêem critérios negativos e positivos que
devem ser respeitados por todos os regimes de auxílios
nacionais. Assim, não deve tratar-se de acções de publici-
dade contrárias ao artigo 28.o do Tratado nem ao direito
comunitário derivado nem devem, tais acções, ser orien-
tadas em função de empresas determinadas.

(105) Segundo as informações enviadas pelas autoridades
portuguesas, é possível concluir que essas medidas têm
objectivos que se subsumem a vários critérios positivos
estabelecidos nos dispositivos supracitados uma vez que
se inscrevem quer no objectivo de desenvolvimento das
pequenas e médias empresas, de certas regiões ou,
mesmo, no objectivo de desenvolvimento de produtos
de alta qualidade e de alimentação sã.

(106) As autoridades portuguesas explicaram ainda que as
mensagens transmitidas pelas acções de promoção e
publicidade possuem um carácter geral, consistem, prin-
cipalmente, na realização de exposições, participações
em feiras, edição de catálogos e outros suportes, não têm
por objecto dissuadir os consumidores de comprar
produtos de outros Estados-Membros nem denegrir esses
produtos; além disso, não beneficiam uma marca de uma
empresa em particular nem um produtor individual.
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(29) JO C 28 de 1.2.2000 e rectificação JO C 232 de 12.8.2000.
(30) JO C 302 de 12.11.1987.
(31) JO C 252 de 12.9.2001.



(107) Quanto ao estabelecimento de limites para os auxílios, as
acções de publicidade podem ser financiadas até 50 %
por recursos estatais, devendo o restante financiamento
provir de contribuições de organizações profissionais e
interprofissionais beneficiárias, quer de forma voluntária
quer por meio de colecta de taxas ou contribuições obri-
gatórias. Neste caso concreto, as medidas são inteira-
mente financiadas por taxas, atingindo os esforços finan-
ceiros dos profissionais nestas campanhas, por definição,
o nível de 50 % dos seus custos.

(108) A Comissão considera que os auxílios públicos pagos
para financiar as acções de promoção no caso em apreço
até 1 de Janeiro de 2002 respeitaram os critérios estabe-
lecidos pelos dispositivos comunitários aplicáveis nesta
matéria.

(109) A partir de 1 de Janeiro de 2002, o ponto 8 das novas
Directrizes comunitárias para os auxílios estatais à publicidade
de produtos incluídos no anexo I do Tratado CE e de determi-
nados produtos não incluídos no anexo I (32) que estabelece
que as acções de promoção, como a vulgarização de
conhecimentos científicos, a organização de feiras e
exposições, a participação nestas e as acções de relações
públicas semelhantes, incluindo as sondagens e os
estudos de mercado, não são consideradas publicidade.
Os auxílios estatais relativos a esta promoção, na
acepção lata, são objecto dos pontos 13 e 14 das Orien-
tações comunitárias (33).

(110) O ponto 13.2 das Orientações agrícolas prevê que os auxí-
lios possam ser concedidos para permitir o recurso a
peritos ou prestações do mesmo tipo, incluindo estudos
técnicos, de exequibilidade e de concepção, assim como
estudos de mercado, quando as actividades em causa
visem o desenvolvimento de produtos agrícolas de quali-
dade. Além disso, o ponto 14 permite a concessão de
auxílios que tenham por objectivo proporcionar a assi-
stência técnica no sector agrícola. Em especial, são auto-
rizados auxílios destinados a divulgar novas técnicas.

(111) Os auxílios descritos supra podem inserir-se numa ou
outra destas categorias, dado que pretendem, em última
instância, prestar apoio técnico à produção em causa por
via do apoio à comercialização de produtos agrícolas de
qualidade e da divulgação genérica das suas caracterí-
sticas.

(112) Nesses casos são permitidos auxílios até 100 % dos
custos. Para evitar que sejam concedidos a grandes socie-
dades montantes importantes, o montante de auxílio
total que pode ser concedido a título destes dois pontos
não pode superar 100 000 euros por beneficiário, por
período de três anos, ou, se se tratar de auxílios conce-
didos a empresas da categoria das PME, conforme defi-
nição da Comissão, 50 % das despesas elegíveis, apli-
cando-se o montante mais elevado. Para efeitos do
cálculo o montante do auxílio, o destinatário dos
serviços é considerado como sendo o beneficiário.

(113) As autoridades portuguesas explicaram que, tratando-se
de acções genéricas de alcance geral cujo o benefício real

se encontra totalmente disperso por todos os agentes da
cadeia vitivinícola, o nível de auxílio por beneficiário
manter-se-á, portanto, abaixo do limite do limiar de
100 000 euros em três anos.

(114) Neste estádio, a Comissão entende que os auxílios
públicos pagos para financiar as acções de promoção em
causa após 1 de Janeiro de 2002 parecem ter respeitado
os critérios fixados nos dispositivos comunitários apli-
cáveis nesta matéria.

(115) No que tange à conformidade, após 1 de Janeiro de
2002, do apoio à promoção do vinho português nos
mercados dos outros Estados-Membros e nos dos países
terceiros, importa referir que, embora as novas Directrizes
aplicáveis aos auxílios estatais à publicidade dos
produtos agrícolas se apliquem apenas a iniciativas
lançadas na União Europeia, para avaliar as medidas de
publicidade notificadas convém aplicar, por analogia, os
critérios habitualmente utilizados na apreciação das
medidas postas em prática nos países da União.

(116) Em conformidade com o ponto 4.1 das novas Directrizes,
são aceitáveis campanhas de publicidade lançadas directa
ou indirectamente pelo Estado-Membro nos mercados
dos outros Estados-Membros com o objectivo de familia-
rizar os consumidores com os produtos agrícolas dos
outros Estados-Membros ou regiões ou, até, com toda
uma categoria de produtos de um outro Estado-Membro.

(117) Todavia, essas campanhas têm de transmitir informações
objectivas sobre as características objectivas dos produtos
em causa e não podem conter alegações subjectivas
sobre a qualidade dos produtos baseadas, unicamente, na
sua origem.

(118) As autoridades portuguesas afirmaram que as actividades
desenvolvidas nos mercados dos outros Estados-
Membros e de países terceiros visam promover vinhos
portugueses e se concretizam pela publicação de
anúncios publicitários em revistas especializadas, divul-
gação de boletins informativos (newsletters), participação
em exposições especializadas e promoção de visitas de
jornalistas especializados a Portugal. As mesmas autori-
dades asseguram que essas campanhas não têm por
objecto dissuadir os consumidores de comprar produtos
de outros Estados-Membros ou denegrir esses mesmos
produtos nem aproveitam a uma marca de uma determi-
nada empresa ou de um produtor individual.

(119) Não obstante as garantias apresentadas quanto ao
respeito das Directrizes no âmbito das referidas
campanhas, a Comissão não dispõe de informações sufi-
cientes para concluir que tais campanhas, embora
mencionando a origem dos vinhos, apenas transmitem
informações sobre as características objectivas dos
produtos em causa e não contêm alegações subjectivas
sobre a qualidade dos mesmos produtos baseadas, unica-
mente, na sua origem. Convidam-se, por conseguinte, as
autoridades portuguesas a provar que a eventual refe-
rência à origem dos produtos respeita, de facto, estas
condições.
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3.1.2. A c ç õe s de for ma çã o

(120) No que se refere ao apoio à formação dos operadores
económicos, a compatibilidade dos auxílios concedidos
antes de 1 de Janeiro de 2000 deverá ser verificada à luz
da prática da Comissão e, para os auxílios concedidos
após essa data, à luz das Orientações agrícolas.

(121) A prática da Comissão antes de 2000 e as Orientações
agrícolas adoptadas nesse ano partilham, no essencial,
dos mesmos princípios. Assim, é autorizada a concessão
de auxílios até 100 % das despesas admissíveis, nomeada-
mente para acções de assistência técnica no domínio da
informação e da contabilidade, para a divulgação de
novas técnicas, assim como as relativas à formação dos
trabalhadores agrícolas.

(122) Com a adopção das Orientações em 2000, foi acrescen-
tada uma nova condição, no sentido em que os auxílios
devem ser acessíveis a todas as pessoas elegíveis que
exerçam na zona em causa, em condições objectiv-
amente definidas, e que o montante do auxílio total
concedido não pode superar 100 000 euros por benefi-
ciário, por período de três anos, ou, tratando-se de PME,
50 % das despesas elegíveis, aplicando-se o montante
mais elevado.

(123) As autoridades portuguesas sublinharam que o critério
do acesso aos serviços de formação organizados por
todos os profissionais potencialmente interessados se
encontra plenamente satisfeito.

(124) No que se refere ao montante máximo do auxílio, refira-
se que, de acordo com as informações recebidas (cf.
§77), a única formação que teria sido financiada pelas
receitas da taxa foi, aparentemente, uma formação de in-
teresse geral sobre o ‚Sistema de Informação e Gestão
Vitivinícola — 2000‘, cujo o custo total foi de € 367,12.

(125) No que diz respeito às formações organizadas pelo IVV
mas co-financiadas pelo Fundo Social Europeu, a
Comissão regista que, em conformidade com o disposto
no artigo 12.o do Regulamento (CE) n.o 1269/1999, já
citado no §78, a sua compatibilidade com as disposições
do Tratado em matéria de auxílios estatais deve ser
verificada.

(126) Tratando-se sempre de acções de formação de alcance
geral, cujo benefício real se encontra totalmente disperso
entre todos os agentes da cadeia vitivinícola, o nível de
auxílio por beneficiário manter-se-á, portanto, abaixo do
limiar de 100 000 euros em três anos.

(127) Na actual fase, a Comissão considera que os auxílios
públicos pagos para financiar as acções de formação no
caso vertente parecem ter respeitado os critérios estabe-
lecidos nos dispositivos comunitários aplicáveis nesta
matéria.

(128) A Comissão regista as garantias prestadas pelas autori-
dades portuguesas relativamente ao cumprimento das
regras comunitárias e nacionais em matéria de coor-
denação dos processos de celebração de contratos
públicos de serviços por ocasião da selecção e adjudi-
cação de contratos de serviço de formação a terceiros.

3.2. Financiamento dos auxílios

(129) Resulta das informações prestadas que as receitas da taxa
‚de promoção do vinho‘ foram utilizadas para financiar
tanto os serviços prestados no sector por via do Instituto
da Vinha e do Vinho como a organização de campanhas
de promoção desenvolvidas desde 1997 pela organi-
zação interprofissional Viniportugal. A referida taxa seria
aplicada não apenas aos produtos vitivinícolas produ-
zidos e comercializados em Portugal mas, igualmente:

— aos produtos produzidos em Portugal e comerciali-
zados nos outros Estados-Membros e nos países
terceiros,

— aos produtos originários dos outros Estados-
Membros ou de países terceiros comercializados em
Portugal.

(130) De acordo com a jurisprudência do Tribunal de
Justiça (34), a Comissão considera, normalmente, que o
financiamento de um auxílio através de encargos obriga-
tórios pode ter incidências no auxílio através de efeitos
protectores que excedam o âmbito do auxílio propria-
mente dito. A taxa em questão constitui, um encargo
obrigatório. Ainda de acordo com essa jurisprudência, a
Comissão considera que um auxílio aos produtores
nacionais apenas pode ser financiado por imposições
parafiscais que agravem de igual modo as importações
dos produtores do mesmo produto dos outros Estados-
Membros na medida em que existam garantias de que
estes últimos produtores podem beneficiar de todas essas
vantagens da mesma maneira que os produtores nacio-
nais.

(131) Resulta da descrição que algumas das medidas finan-
ciadas pela taxa — designadamente as campanhas de
promoção e publicidade do vinho e dos produtos vitivi-
nícolas e as actividades de formação —, constituem um
auxílio estatal, na acepção do artigo 87.o do Tratado. Na
medida em que os produtos provenientes dos outros
Estados-Membros foram, igualmente, agravados pela
taxa, esta reveste um carácter discriminatório que
contraria o artigo 90.o do Tratado, salvo se se puder
provar que os produtos importados podem beneficiar do
mesmo modo que os produtos nacionais das vantagens
financiadas pelas receitas da taxa.
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(132) A Comissão regista as garantias prestadas pelas autori-
dades portuguesas quanto ao facto de o produto da taxa
obtido mediante o agravamento dos produtos impor-
tados dos outros Estados-Membros se destinar, exclusiva-
mente, a financiar as prestações de serviços do I. V. V. e
não a promover produtos vitivinícolas. Apenas as
receitas das taxas cobradas sobre os produtos nacionais
seriam (em parte) utilizadas para financiar tais activi-
dades de promoção.

(133) Quanto ao financiamento das actividades de formação, a
Comissão regista que, 1) com a excepção de uma acção
cujo custo foi menor — € 367,12 —, a quase totalidade
das acções de formação desenvolvidas pelo I. V. V. são
financiadas por outros recursos diferentes da taxa para-
fiscal (Fundo Social Europeu e orçamento nacional) e 2)
as acções de formação são de interesse geral para todo o
sector e se mantêm abertas a todos os operadores econó-
micos.

(134) Contudo, de acordo com a jurisprudência constante do
Tribunal (35), se as vantagens resultantes da afectação do
produto de uma contribuição que constitua uma impo-
sição parafiscal compensarem uma parte da carga que
agrava o produto nacional, a imposição em questão cai
no âmbito do artigo 90.o do Tratado. Neste último caso,
a taxa seria incompatível com o artigo 90.o do Tratado e,
consequentemente, proibida na medida em que seria
discriminatória em relação ao produto importado e/ou
ao produto português exportado para os outros Estados-
Membros porquanto compensaria em grande parte a
carga suportada pelo produto nacional relativamente aos
outros produtos.

(135) Ora, a Comissão não dispõe, nesta fase, de informações
suficientes para concluir pela inexistência, no caso em
apreço, de qualquer discriminação entre os produtos
nacionais e os importados e que, portanto, os produtos
provenientes dos outros Estados-Membros que foram
igualmente agravados pela taxa, beneficiam do mesmo
modo e na mesma medida que os produtos nacionais de todas
as vantagens decorrentes da taxa.

(136) No actual estádio, a Comissão entende que o produto da
taxa obtido mediante o agravamento dos produtos
importados dos outros Estados-Membros para financiar
as actividades do I. V. V. poderá constituir um financia-
mento incompatível das acções de promoção e de assi-
stência técnica (formação), à luz das normas do Tratado
e que, consequentemente, os auxílios estatais assim
financiados poderão, em medida idêntica, ser incompa-
tíveis com o Tratado.

(137) Neste contexto, convidam-se as autoridades portuguesas
a provar que existe, efectivamente, proporcionalidade
entre o montante cobrado e as vantagens de que benefi-
ciam tanto os produtos nacionais como os importados.

(138) Por outro lado, a taxa incide também nos vinhos e
produtos vinícolas produzidos em Portugal e que se
destinam ao mercado de um outro Estado-Membro ou à
exportação.

(139) De acordo com um acórdão do tribunal (36), uma impo-
sição deve ser considerada uma violação da proibição de
discriminação estabelecida pelo artigo 90.o do Tratado se
as vantagens que implica a afectação da receita da impo-
sição aproveitarem especialmente aos produtos nacionais
onerados que são transformados ou comercializados no
mercado nacional, compensando parcialmente o encargo
por eles suportado e desfavorecendo, assim, os produtos
nacionais exportados.

(140) O Tribunal declarou que uma imposição cobrada por
um organismo de direito público segundo critérios idên-
ticos sobre os suínos criados num Estado-Membro para
abate no mercado nacional ou para exportação em vivo
para outros Estados-Membros cujo produto é afectado a
actividades que beneficiam os dois tipos de produção é
susceptível de ser qualificada de imposição interna discri-
minatória, proibida pelo artigo 90.o do Tratado, se e na
medida em que os benefícios que decorrem da afectação
do seu produto compensarem parcialmente o encargo
que incide sobre os suínos criados para abate no Estado-
Membro em causa, desfavorecendo, assim, a criação de
suínos para exportação em vivo para outros Estados-
Membros.

(141) Por analogia, qualquer imposição que incida nos vinhos
e produtos vinícolas expedidos para outros Estados-
Membros é passível de qualificação como imposição
interna discriminatória, proibida pelo artigo 90.o do
Tratado na medida em que poderá desfavorecer a
produção vitícola destinada à exportação para outros
Estados-Membros se a afectação das receitas for, por
natureza, susceptível de favorecer a produção nacional
comercializada em Portugal em detrimento da produção
nacional exportada e se o nível da imposição não tiver
em conta os diferentes lucros obtidos pelos produtos
nacionais comercializados interna ou externamente.

(142) Segundo as informações prestadas pelas autoridades
portuguesas, as campanhas de promoção efectuadas no
mercado dos outros Estados-Membros e de países
terceiros abrangem todos os vinhos portugueses de igual
maneira.

(143) Atentas essas informações, não se afigura, portanto,
existir discriminação entre os produtos nacionais desti-
nados ao mercado nacional e os destinados à exportação
no âmbito das campanhas de promoção e publicidade
desenvolvidas fora do território português e financiadas
com uma parte das receitas da taxa parafiscal.

IV. CONCLUSÃO

(144) Após este exame preliminar, a Comissão considera, pelas
razões expostas supra, que:

— o financiamento das prestações de serviços ao sector
desenvolvidas pelo IVV enquanto autoridade pública
responsável pela coordenação geral do sector vitiviní-
cola em Portugal não constitui um auxílio estatal;
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(36) Acórdão de 23 de Abril de 2002 no proc. C-234/99, Col. 2002,
p. I-3657.



— o montante concedido à Viniportugal para a organi-
zação e o desenvolvimento de campanhas de
promoção genérica e de publicidade do vinho e dos
produtos vínicos não constitui um auxílio;

— as medidas de auxílio à promoção e à publicidade do
vinho e dos produtos vínicos, assim como o financia-
mento desses auxílios e dos auxílios à formação
suscitam dúvidas quanto à sua compatibilidade com
o mercado comum.

(145) Após analisar as informações prestadas pelas autoridades
portuguesas, a Comissão decidiu, por conseguinte, dar
início ao processo previsto no n.o 2 do artigo 88.o do
Tratado CE relativamente aos auxílios à promoção e à
publicidade do vinho português nos mercados dos
outros Estados-Membros e de países terceiros e ao finan-
ciamento dos auxílios tratados na presente decisão.

(146) Tendo em conta as considerações expendidas, a
Comissão convida Portugal, no âmbito do processo
previsto no n.o 2 do artigo 88.o do Tratado CE, a apre-
sentar, no prazo de um mês a contar da data da recepção
da presente, as suas observações e a prestar todas as

informações úteis para a apreciação das medidas em
causa, nomeadamente quanto à natureza não discrimina-
tória do método de financiamento dos auxílios tratados
na presente decisão e quanto ao carácter objectivo da
campanha de publicidade desenvolvida nos mercados
dos Estados-Membros e de países terceiros. A Comissão
convida igualmente as autoridades portuguesas a trans-
mitir imediatamente uma cópia da presente carta aos
potenciais beneficiários do auxílio.

(147) A Comissão recorda a Portugal o efeito suspensivo do
n.o 3 do artigo 88.o do Tratado CE e remete para o
artigo 14.o do Regulamento (CE) n.o 659/1999 do
Conselho que dispõe que os auxílios ilegais poderão ser
reembolsados pelos seus beneficiários. Além disso,
poderá ser recusada a imputação ao orçamento do
FEOGA da despesa relativa às medidas nacionais que
afectem directamente medidas comunitárias.

(148) A Comissão avisa Portugal de que informará os interes-
sados mediante a publicação da presente carta no Jornal
Oficial da União Europeia.“.
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Stellungnahme des Beratenden Ausschusses für die Kontrolle von Unternehmenszusammen-
schlüssen auf seiner 124. Sitzung am 26. März 2004 zum Entscheidungsentwurf in der Sache

COMP/M.3255 — Tetra Laval/Sidel

(2005/C 92/07)

(Text von Bedeutung für den EWR)

1. Der Beratende Ausschuss teilt die Auffassung der Kommission, wonach der fehlende Hinweis auf die
Tetra Fast-Technologie in der ursprünglichen Anmeldung vom 18. Mai 2001 eine unrichtige bzw.
entstellte Auskunft im Sinne von Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b der Fusionskontrollverordnung
(EWG) Nr. 4064/89 des Rates darstellt.

2. Der Beratende Ausschuss stimmt mit der Kommission darin überein, dass die unterlassene Erwähnung
der Tetra Fast-Technologie in den Antworten auf die Fragen 4 und 5 des Auskunftsverlangens gemäß
Artikel 11 vom 13. Juli 2001 eine unrichtige Angabe im Sinne von Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe c
der Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 des Rates darstellt.

3. Der Beratende Ausschuss stimmt mit der rechtlichen Würdigung des Sachverhalts durch die Kommis-
sion überein, wonach das Verhalten von Tetra Laval in beiden Fällen eine äußerst schwerwiegende
Zuwiderhandlung darstellt, die als grob fahrlässig einzustufen ist.

4. Der Beratende Ausschuss teilt die Auffassung der Kommission, wonach Tetra Laval gemäß Artikel 14
Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 des Rates mit einer Geldbuße zu belegen ist.

5. Der Beratende Ausschuss teilt die Auffassung der Kommission, wonach Tetra Lava gemäß Artikel 14
Absatz 1 Buchstabe c der Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 des Rates mit einer Geldbuße zu belegen ist.

6. Der Beratende Ausschuss stimmt der von der Kommission festgelegten Höhe der Geldbußen zu.

7. Der Beratende Ausschuss empfiehlt die Veröffentlichung dieser Stellungnahme im Amtsblatt der Europäi-
schen Union.

8. Der Beratende Ausschuss fordert die Kommission auf, alle sonstigen im Verlauf der Diskussion zur
Sprache gebrachten Punkte zu berücksichtigen.
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Abschlussbericht der Anhörungsbeauftragten in der Sache COMP/M.3255 — Tetra Laval/Sidel

(gemäß Artikel 15 der Entscheidung 2001/462/EG, EGKS der Kommission vom 23. Mai 2001 über
das Mandat von Anhörungsbeauftragten in bestimmten Wettbewerbsverfahren — ABl. Nr. L 162

vom 19.6.2001, S. 21)

(2005/C 92/08)

(Text von Bedeutung für den EWR)

Der Entscheidungsentwurf gemäß Artikel 14 der Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 des Rates gibt im vorlie-
genden Fall keinen Anlass zu verfahrensrechtlichen Anmerkungen.

Am 1. August 2003 teilte die Kommission Tetra Laval B.V. („Tetra Laval“) die Beschwerdepunkte schriftlich
mit. Akteneinsicht wurde durch CD-Rom gewährt. Die CD-Rom wurde am 12. September 2003 übersandt.

Tetra Laval nahm am 31. Oktober 2003 schriftlich zu den Beschwerdepunkten Stellung, verzichtete aber
auf das Recht, mündlich angehört zu werden.

Am 5. März 2004 gab die Kommission den Parteien schriftlich eine Sachverhaltsergänzung bekannt, die sie
zur Grundlage ihrer Entscheidung machen wolle, und gab den Parteien die Möglichkeit, sich hierzu zu
äußern. Tetra Laval nahm am 12. März 2004 ergänzend Stellung.

Vor diesem Hintergrund komme ich zu dem Ergebnis, dass das Recht der Parteien auf rechtliches Gehör
gewahrt worden ist.

Brüssel, den 19. April 2004

Karen WILLIAMS
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Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss

(Sache COMP/M.3612 — Henkel/Sovereign)

(2005/C 92/09)

(Text von Bedeutung für den EWR)

Am 22. Dezember 2004 hat die Kommission entschieden, keine Einwände gegen den obengenannten ange-
meldeten Zusammenschluss zu erheben und ihn insofern für mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar zu
erklären. Diese Entscheidung stützt sich auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der Ratsverordnung (EG)
Nr. 139/2004. Der vollständige Text der Entscheidung ist nur auf Englisch erhältlich und wird nach
Herausnahme eventuell darin enthaltener Geschäftsgeheimnisse veröffentlicht. Er ist erhältlich:

— auf der Europa-Wettbewerb-Website (http://europa.eu.int/comm/competition/mergers/cases/). Diese
Website ermöglicht, einzelne Entscheidungen der Fusionskontrolle aufzufinden, einschließlich Such-
möglichkeiten nach Unternehmen, Fallnummer, Datum und Sektor,

— in elektronischem Format auf der EUR-Lex Website unter der Dokumentennummer 32004M3612.
EUR-Lex ist der Online-Zugang für das Gemeinschaftsrecht. (http://europa.eu.int/eur-lex/lex)

Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss

(Sache COMP/M.3730 — Lukoil/Teboil/Suomen Petrooli)

(2005/C 92/10)

(Text von Bedeutung für den EWR)

Am 17. März 2005 hat die Kommission entschieden, keine Einwände gegen den obengenannten angemel-
deten Zusammenschluss zu erheben und ihn insofern für mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar zu
erklären. Diese Entscheidung stützt sich auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der Ratsverordnung (EG)
Nr. 139/2004. Der vollständige Text der Entscheidung ist nur auf Englisch erhältlich und wird nach
Herausnahme eventuell darin enthaltener Geschäftsgeheimnisse veröffentlicht. Er ist erhältlich:

— auf der Europa-Wettbewerb-Website (http://europa.eu.int/comm/competition/mergers/cases/). Diese
Website ermöglicht, einzelne Entscheidungen der Fusionskontrolle aufzufinden, einschließlich Such-
möglichkeiten nach Unternehmen, Fallnummer, Datum und Sektor,

— in elektronischem Format auf der EUR-Lex Website unter der Dokumentennummer 32005M3730.
EUR-Lex ist der Online-Zugang für das Gemeinschaftsrecht. (http://europa.eu.int/eur-lex/lex)
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Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss

(Sache COMP/M.3700 — EDP/LogicaCMG/Edinfor)

(2005/C 92/11)

(Text von Bedeutung für den EWR)

Am 1. April 2005 hat die Kommission entschieden, keine Einwände gegen den obengenannten angemel-
deten Zusammenschluss zu erheben und ihn insofern für mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar zu
erklären. Diese Entscheidung stützt sich auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der Ratsverordnung (EG)
Nr. 139/2004. Der vollständige Text der Entscheidung ist nur auf Englisch erhältlich und wird nach
Herausnahme eventuell darin enthaltener Geschäftsgeheimnisse veröffentlicht. Er ist erhältlich:

— auf der Europa-Wettbewerb-Website (http://europa.eu.int/comm/competition/mergers/cases/). Diese
Website ermöglicht, einzelne Entscheidungen der Fusionskontrolle aufzufinden, einschließlich Such-
möglichkeiten nach Unternehmen, Fallnummer, Datum und Sektor,

— in elektronischem Format auf der EUR-Lex Website unter der Dokumentennummer 32005M3700.
EUR-Lex ist der Online-Zugang für das Gemeinschaftsrecht. (http://europa.eu.int/eur-lex/lex)

Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss

(Sache COMP/M.3511 — Wiener Börse et al./Budapest Stock Exchange/Budapest Commodity
Exchange/Keler/JV)

(2005/C 92/12)

(Text von Bedeutung für den EWR)

Am 22. März 2005 hat die Kommission entschieden, keine Einwände gegen den obengenannten angemel-
deten Zusammenschluss zu erheben und ihn insofern für mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar zu
erklären. Diese Entscheidung stützt sich auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der Ratsverordnung (EG)
Nr. 139/2004. Der vollständige Text der Entscheidung ist nur auf Englisch erhältlich und wird nach
Herausnahme eventuell darin enthaltener Geschäftsgeheimnisse veröffentlicht. Er ist erhältlich:

— auf der Europa-Wettbewerb-Website (http://europa.eu.int/comm/competition/mergers/cases/). Diese
Website ermöglicht, einzelne Entscheidungen der Fusionskontrolle aufzufinden, einschließlich Such-
möglichkeiten nach Unternehmen, Fallnummer, Datum und Sektor,

— in elektronischem Format auf der EUR-Lex Website unter der Dokumentennummer 32005M3511.
EUR-Lex ist der Online-Zugang für das Gemeinschaftsrecht. (http://europa.eu.int/eur-lex/lex)
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